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Bek. Nr. 1

Landratsamt Berchtesgadener Land

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und
Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG);
Bekanntmachung und 6ffentliche Auslegung eines Vorhabens nach § 10 BImSchG

Eingangsdatum: 19.09.2023

Vorhaben: Antragsgegenstand: Anderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG fiir die Anlage zum
Warmwalzen von Stahl:
Ersatz des vorhandenen Wiedererwarmungsofens fiir Kniippel (Hubbalkenofen) durch ei-
nen Ersatzneubau in den bestehenden Hallen;
Verlangerung der WalzstraBe im Mittel um ca. 40 m Richtung Freilassing; Erh6hung der
Feuerungswirmeleistung des Hubbalkenofens von 19,9 MW auf 27,84 MW; Erh6hung Pro-
duktionskapazitat der WalzstraBe von derzeit 60 t/h auf zukiinftig 80 t/h

Grundstuck: Werksgeldnde SAH
Gemarkung: Ainring
Flurnummer: 1739/2

Betreiber/ Bauherr: Stahlwerk Annahdtte

Max Aicher GmbH & Co. KG
Max-Aicher-Allee 1+2
83404 Ainring/ Hammerau

Ein Erdrterungstermin nach § 10 Abs. 6 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird nicht durchgefiihrt. Die Entscheidung wird
offentlich im Amtsblatt und Internet bekannt gemacht.

Der Erorterungstermin findet nicht statt, weil keine Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben worden sind.

Bad Reichenhall, den 19. Dezember 2023

Landratsamt Berchtesgadener Land

Bernhard Kern, Landrat
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Bek. Nr. 2
Stadt Laufen

Grundsteuer fiir 2024
Bekanntmachung der Stadt Laufen

Gemal § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 7. August 1973 (BGBI. | S. 965) wird die Grundsteuer fur das Jahr 2024 —
vorbehaltlich anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2024 — in gleicher Hohe wie im Kalenderjahr 2023 festgesetzt.
Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2024 erhalten, im Kalenderjahr 2024 die glei-
che Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Fir die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese 6ffentliche
Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen ware.

Die Grundsteuer ist zu V4 ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 16. August und 15. November 2024 fallig.
Kleinbetrage werden wie folgt fallig:

1. am 16. August 2024 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 € nicht libersteigt;
2. am 15. Februar und 16. August 2024 zu je %2 des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 € nicht Ubersteigt.

Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 1. Juli 2024
zur Zahlung fallig. In jenen Fallen, in denen gegeniiber dem Vorjahr in der sachlichen oder persénlichen Steuerpflicht Anderungen
eintreten, wird von Amts wegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer
Grundsteuerbescheid 2024 zugestellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrStG) in
Hoéhe der bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann, wenn er sich nur an einen Adressaten richtet, innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe
Widerspruch eingelegt oder unmittelbar Klage erhoben werden.

Wenn der Bescheid sich an mehrere Adressaten richtet, kann jeder Adressat innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe
entweder Widerspruch einlegen oder, wenn die Ubrigen Adressaten dieses Bescheids zustimmen, unmittelbar Klage erheben.

1.  Wenn Widerspruch eingelegt wird:
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen bei der beklagten Behérde

Stadt Laufen,
Rathausplatz 1, 83410 Laufen

Der Widerspruch kann auch elektronisch eingelegt werden durch Ubermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifi-
zierter elektronischer Signatur tiber den von der Stadt Laufen erdffneten Zugang fiir elektronische Dokumente. Die Adresse
hierfir lautet: poststelle@stadtlaufen.de. Sollte Giber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in einer angemessenen
Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage beim

Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen,
Bayerstrafe 30, 80335 Miinchen

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage kann
nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, au3er wenn wegen besonderer
Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Stadt Laufen) und den
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefiigt wer-
den. Der Klage und allen Schriftsdtzen sollen Abschriften fiir die Gbrigen Beteiligten beigefiigt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:
Die Klage ist beim

Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen,
Bayerstrafe 30, 80335 Miinchen

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage kann bei
dem Bayerischen Verwaltungsgericht Minchen auch elektronisch nach MaRRgabe der Internetprasenz der Bayerischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten (Stadt Laufen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten.

Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift
oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fir die Ubrigen Beteiligten beigeflgt
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Einwendungen, die sich gegen die vom Finanzamt getroffenen Feststellungen Uber die sachliche und persodnliche Steuerpflicht
im Grundsteuermessbescheid (=Grundlagenbescheid) richten sind ausschlief3lich beim Finanzamt Berchtesgaden, Postfach
1154, 83461 Berchtesgaden vorzubringen (§ 351 Abs. 2 AO). Die Stadt Laufen ist an die Feststellungen in diesem Grundlagen-
bescheid beim Erlass des Grundsteuerbescheids gebunden.

Dieser Bescheid gilt auch fur die folgenden Jahre, soweit er nicht durch einen neuen Bescheid ersetzt wird (§ 27 Abs. 3 Grund-
steuergesetz: Festsetzung durch 6ffentliche Bekanntmachung).

Eigentumswechsel: Wird ein Grundstiick durch Rechtsgeschaft (Verkauf, Schenkung, Uberlassung) iibereignet, bleibt der bishe-
rige Eigentlimer bis zu dem auf den Nutzen- und Lastenwechsel folgenden 1. Januar Steuerschuldner. Die im notariellen Vertrag
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getroffenen privatrechtlichen Vereinbarungen Gber den Nutzen- und Lastenwechsel beriihren die Steuerpflicht des Voreigentu-
mers fiir das Ubergangsjahr nicht. Die Grundsteuerschuld kann von der Stadt Laufen somit erst zum 1. Januar des Folgejahres
beim neuen Eigentimer angefordert werden. Ein Ausgleich zwischen dem Erwerber und dem bisherigen Eigentimer kann nur
auf privatrechtlichem Weg erfolgen.

Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insbesondere die Einzie-
hung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten.

Laufen, den 19. Dezember 2024

Stadt Laufen

Hans Feil, Erster Burgermeister

Bek. Nr. 3
Markt Berchtesgaden

Offentliche Bekanntmachung Grundsteuer fiir 2024

Gemal § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrdStG) vom 07. August 1973 (BGBI., | S. 965) wird die Grundsteuer fur das Jahr 2024
— vorbehaltlich anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2024 — in gleicher Hohe wie im Kalenderjahr 2023 festgesetzt.
Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2024 erhalten, im Kalenderjahr 2024 die glei-
che Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Fir die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese 6ffentliche
Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen ware.
Die Grundsteuer ist zu Y4 des Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2024 fallig.

Kleinbetrage werden wie folgt fallig:

1. Am 15. August 2024 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht Ubersteigt;
2. Am 15. Februar und 15. August 2024 zu je V2 des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht Ubersteigt.

Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 01. Juli
2024 zur Zahlung fallig.

In jenen Féllen, in denen gegeniiber dem Vorjahr in der sachlichen oder persénlichen Steuerpflicht Anderungen eintreten, wird
von Amtswegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer Grundsteuerbe-
scheid 2024 erstellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrdStG) in der Hohe der
bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder
unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden, schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fur den Schriftformersatz
zugelassenen Form.

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird: ist der Widerspruch einzulegen bei Markt Berchtesgaden, Rathausplatz 1, 83471
Berchtesgaden. Sollte Gber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden
werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Miinchen, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005
Miinchen, Hausanschrift: Bayerstral3e 30, 80335 Miinchen erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Mona-
ten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, aufer wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere
Frist geboten ist. Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der
angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefiigt werden. Der Klage und allen Schriftsdtzen sollen bei schriftlicher Einrei-
chung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften fur die Ubrigen Beteiligten beigefigt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: ist die Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Miinchen, Postfachanschrift:
Postfach 20 05 43, 80005 Miinchen, Hausanschrift: Bayerstrae 30, 80335 Miinchen zu erheben. Die Klage muss den Kla-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die
zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift bei-
gefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Ab-
schriften fur  die Ubrigen Beteiligten beigefligt  werden. Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Na-
here Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetprasenz der/des Markt
Berchtesgaden, Rathausplatz 1, 83471 Berchtesgaden bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bay-
ern.de).

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBI
13/2007) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingefihrt, das eine Wahl-
moglichkeit eroffnet zwischen der Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. Fir mehrere gemeinsame Ad-
ressaten eines Bescheids setzt die unmittelbare Klageerhebung die Zustimmung aller Betroffenen voraus.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
buhr fallig.

Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Wirksamkeit dieses Bescheides nicht geghemmt, insbesondere die Einzie-
hung der angeforderten Abgabe nicht aufgehalten.- Bei einem erfolgreichen Widerspruch entstehen dem Widerspruchsfihrer
keine Kosten; ist der Widerspruch erfolglos oder wird er zurickgenommen, hat derjenige, der den Widerspruch eingelegt
hat, die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen. Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirksamkeit dieser
Bekanntmachung nicht gehemmt, insbesondere die Einziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten.
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Berchtesgaden, den 18. Dezember 2023
Markt Berchtesgaden

Franz Rasp, Erster Blrgermeister

Bek. Nr. 4
Markt Teisendorf

Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Entwasserungssatzung
und zur Fékalschlammentsorgungssatzung des Marktes Teisendorf
(BGS-EWS/FES)

Aufgrund der Art. 5,8 und 9 des Kommunalabgabengesetztes -KAG- in der Fassung des Gesetzes vom 20. Juni 1995 (GVBI. S.
175) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15.09.2009 (GVBI. S. 333) erlasst der Markt Teisendorf folgende Satzung:

§ 1 Beitragserhebung

Der Markt erhebt zur Deckung des Aufwandes fir die Herstellung der Entwasserungseinrichtung fiir das Gebiet des Marktes
Teisendorf einen Beitrag.

§ 2 Beitragstatbestand

Der Beitrag wird fiir bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstlicke erhoben sowie fiir
Grundstlcke und befestige Flachen, die keine entsprechende Nutzungsmaoglichkeit aufweisen, auf denen aber tatsachlich Ab-
wasser anfallt, wenn

(1) fur sie nach § 4 EWS bzw. § 4 FES ein Recht zum Anschluss an die Entwasserungseinrichtung steht oder
(2) sie —auch aufgrund einer Sondervereinbarung — an die Entwasserungseinrichtung tatsachlich angeschlossen sind.
§ 3 Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Andern sich die fiir die Beitragsbemessung maf-
geblichen Umsténde im Sinne des Art. 5 Abs. 2 Buchstabe a KAG, entsteht die — zuséatzliche — Beitragsschuld mit dem
Abschluss der Malinahme.

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung erfillt,
entsteht die Beitragsschuld erst mit In-Kraft-Treten dieser Satzung.

§ 4 Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentimer des Grundstlickes oder Erbbauberechtig-
ter ist.

§ 5 BeitragsmaRstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstiicksflache und der Geschossflache der vorhandenen Gebaude berechnet. Die beitrags-
pflichtige Grundstiicksflache wird bei Grundstiicken in unbeplanten Gebieten von mindestens 2.000 m? Flache (tUbergrof’e
Grundstiicke) auf das 6-fache der beitragspflichtigen Geschossflache, mindestens jedoch 2.000 m?, begrenzt.

(2) Die Geschossflache ist nach den Aulenmalien der Gebaude in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden mit der vollen
Flache herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. Gebaude oder selbstandige
Gebaudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwasserableitung auslésen oder
die nicht angeschlossen werden dirfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht fir Gebdude oder Gebaudeteile, die
tatsachlich an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben aufier Ansatz,
wenn und soweit sie Uber die Gebaudefluchtlinie hinausragen.

(3) Bei Grundstiicken, fur die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulassig ist, sowie bei sonstigen unbebauten Grund-
stiicken wird als Geschossflache ein Viertel der Grundstiicksflache in Ansatz gebracht. Grundstiick, bei denen die zulassige
oder fur die Beitragsbemessung mafigebliche vorhandene Bebauung in Verhaltnis zur gewerblichen Nutzung nur unterge-
ordnete Bedeutungen hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstiicke i. S. d. Satzes 1.

(4) Ein zusétzlicher Beitrag entsteht mit der nachtriglichen Anderung der fiir die Beitragsbemessung mafgeblichen Umsténde,
soweit sich dadurch der Vorteil erhéht.

Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere,
- im Fall der VergrofRerung eines Grundstticks fir die zusatzlichen Flachen, soweit fur diese bisher noch keine Beitrage
geleistet wurden,

- im Falle der GeschossflachenvergroRerung fiir die zusatzlich geschaffenen Geschossflachen sowie im Falle des Absat-
zes 1 Satz 2 fir die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusétzliche Grundstiicksflache,

- im Falle der Nutzungsanderung eines bisher beitragsfreien Gebaudes oder Gebaudeteils i. S. d. § 5 Abs. 2 Satz 4,
soweit infolge der Nutzungsanderung die Voraussetzungen fir die Beitragsfreiheit entfallen.

(5) Wird ein unbebautes Grundstick, fiir das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, spater bebaut, so wird der Beitrag
nach Abzug der nach Absatz 3 beriicksichtigten Geschossflache und der nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstiicksflachen
neu berechnet. Der Unterschiedsbetrag ist nach zu entrichten.
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Ergibt die Gegenuberstellung ein Weniger an Geschossflachen, so ist fur die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den
Beitragssatz abzustellen, nach dem der urspriingliche Beitrag entrichtet wurde.

(6) Bei einem Grundstuck, fir das ein Herstellungsbeitrag, jedoch weder eine Kostenerstattung noch ein Beitragsanteil fur den

Grundstlcksanschluss im 6ffentlichen StralRengrund geleistet worden ist, wird fir die bereits veranlagten Grundstticks- und
Geschossflachen ein zusatzlicher Beitrag entsprechend der in § 6 bestimmten Abstufung erhoben.

§ 6 Beitragssatz
(1) Der Beitrag betragt
a) fir anschlieBbare Grundstiicke
pro m? Grundstticksflache 1,67 €
pro m? Geschossflache 19,54 €

b) flr nicht anschlieBbare Grundstiicke
pro m? Geschossflache 3,39€

(2) Fur Grundstiicke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden darf, wird der Grundstulicksflachenbeitrag nicht
erhoben. Fallt diese Beschrankung weg, wird der Grundstlcksflachenbeitrag nacherhoben.

§ 7 Falligkeit
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.
§ 7 a Beitragsablésung

Der Beitrag kann vor dem vor Entstehen der Beitragspflicht abgeldst werden. Der Ablésungsbetrag richtet sich nach der
voraussichtlichen Héhe des Betrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

§ 8 Erstattung der Kosten fiir Grundstiicksanschliisse

(1) Der Aufwand fir die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veranderung und Beseitigung sowie fir die Un-
terhaltung der Grundstlicksanschlisse i. S. d. § 3 EWS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im 6ffentlichen StralRen-
grund liegenden Teile der Grundstiicksanschliisse entfallt, in der jeweils tatsachlichen Hohe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Malinahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens
des Erstattungsanspruches Eigentlimer des Grundstlickes oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentimer bzw.
Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entsprechend.

(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgeldst werden. Der Ablésungsbetrag richtet sich nach der voraus-
sichtlichen Hohe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

§ 9 Gebiihrenerhebung
Der Markt erhebt fiir die Benutzung der Entwasserungseinrichtung Grundgebuhren und Einleitungsgebihren, fir nicht ange-
schlossene
Grundstlicke Beseitigungsgebihren.
§ 9 a Grundgebiihr
(1) Die Grundgebiihr wird nach dem Nenndurchfluss der verwendeten Wasserzahler berechnet. Befinden sich auf einem Grund-
stlick nicht nur voriibergehend mehrere Wasseranschllsse, so wird die Grundgebuihr nach der Summe des Nenndurchflus-
ses der einzelnen Wasserzahler berechnet. Soweit Wasserzahler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschatzt,
der notig ware, um die mogliche Wasserentnahme messen zu kdnnen.

(2) Die Grundgebuhr betragt bei der Verwendung von Wasserzahlern mit Dauerdurchfluss (Q3) und Nenndurchfluss (Qn)

DN Q3 bis m*h Qn bis m*/h pro Jahr
20 4,0 2,5 60,00 €
25 10,0 6,0 90,00 €
40 16,0 10,0 120,00 €
50 25,0 15,0 180,00 €
65 40,0 25,0 240,00 €
80 63,0 40,0 300,00 €
Uber 80 Uber 63,0 lber 40,0 300,00 €

§ 10 Einleitungsgebiihr
(1) Die Einleitungsgebuhr wird nach Mafigabe der nachfolgenden Abséatze nach der Menge der Abwasser berechnet, die der
Entwasserungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstiicken zugefiihrt werden. Die Gebuihr betragt 2,11 € pro Ku-
bikmeter Abwasser.
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstlick aus der Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungsan-
lage zugefiihrten Wassermengen abzlglich der nachweislich auf dem Grundstuick verbrauchten oder zurlickgehaltenen Was-
sermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 4 ausgeschlossen ist.

Die Wassermengen werden durch geeichte Wasserzahler ermittelt.
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Sie sind von der Gemeinde zu schatzen, wenn

1. ein Wasserzahler nicht vorhanden ist, oder

2. der Zutritt zum Wasserzahler oder dessen Ablesung nicht ermdglicht wird, oder sich konkrete Anhaltspunkte dafir er-
geben, dass

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass ein Wasserzahler den wirklichen Wasserverbrauch bzw. die eingelei-
tete Abwassermenge nicht angibt.

Werden die Wassermengen nicht vollstandig Gber Wasserzahler erfasst, werden als dem Grundstlick aus der Eigengewin-
nungsanlage zugefiihrte Wassermenge pauschal 15 m?® pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 30.06. mit Wohnsitz auf
dem heranzuziehenden Grundstiick gemeldet ist, neben der tatsachlich aus der &ffentlichen Wasserversorgung abgenom-
menen angesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 35 m® pro Jahr und Einwohner. In begriindeten Einzelféllen sind ergan-
zende héhere Schatzungen moglich. Es steht dem Geblihrenpflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren Wasserver-
brauchs bzw. einer niedrigeren eingeleiteten Abwassermenge zu fiihren; Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Der Nachweis der verbrauchten und zuriickgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebiihrenpflichtigen. Er ist grundsatzlich
durch geeichte und verplombte Wasserzahler zu fihren, die der Gebuhrenpflichtige auf eigene Kosten zu installieren hat.
Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt fiir jedes Stiick GroRvieh bzw. fiir jede GroRRvieheinheit eine Wasser-
menge von 20 m®Jahr als nachgewiesen. MalRgebend ist die im Abrechnungsjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Der
Nachweis der Viehzahl obliegt dem Gebihrenpflichtigen; er kann durch Vorlage eines Ausdrucks der HI-Tierdatenbank bzw.
Bescheid der Tierseuchenkasse (Pferde/Geflligel) erbracht werden.

(4) Vom Abzug nach Abs. 3 sind ausgeschlossen

a) Wassermengen bis zu 12 m? jahrlich,
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser.

(5) Im Fall des § 10 Abs. 3 Satze 3 bis 5 ist der Abzug auch insoweit begrenzt, als der Wasserverbrauch 35 m?® pro Jahr und
Einwohner, der zum Stichtag 30.06. mit Hauptwohnsitz auf dem heranzuziehenden Grundstiick gemeldet ist, unterschreiten
wirde. In begriindete Einzelfallen sind ergédnzende hdhere betriebsbezogene Schatzungen maglich.

§ 10 a Gebiihrenabschlage

(1) Wird vor Einleitung der Abwasser i. S. d. § 10 dieser Satzung in die Entwasserungsanlage eine Vorklarung oder sonstige
Vorbehandlung der Abwasser auf dem Grundstiick verlangt, so ermaRigt sich die Einleitungsgebihr um 30 v.H.

Das gilt nicht fir Grundstiicke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklarung oder Vorbehandlung
lediglich bewirkt, dass die Abwasser dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad oder der iblichen Verschmutzungsart der
eingeleiteten Abwasser entsprechen.

(2) Wird bei anschliebaren Grundsticken i. S. von § 3 Abs. 3 kein Niederschlagswasser abgeleitet, so ermaRigen sich die
Einleitungsgebuihren um 9 v.H.

§ 10 b Beseitigungsgebiihren

(1) Die Beseitigungsgebiihren wird nach dem Rauminhalt der Abwasser berechnet, die von den nicht angeschlossenen Grund-
stlicken abtransportiert werden. Der Rauminhalt der Abwéasser wird mit einer geeigneten Messeinrichtung festgestellt.

(2) Die Geblhr betragt bei einer Einkammergrube 34,25 € pro Kubikmeter Abwasser (Fékalschlamm) und bei einer Mehrkam-
mergrube 32,38 € pro Kubikmeter Abwasser aus einer Hausklaranlage.

§ 11 Gebiihrenzuschlage
Fur Abwasser i. S. d. § 10 dieser Satzung, deren Beseitigung einschlieBlich der Klarschlammbeseitigung (Beseitigung) Kosten
verursacht, die die durchschnittlichen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser um mehr als 30 v.H. Ubersteigen, wird ein
Zuschlag
bis zur Hohe des den Grenzwert Ubersteigenden Prozentsatzes des Kubikmeterpreises fur die Einleitungsgebihr erhoben.

§ 12 Entstehen der Gebiihren

(1) Die Einleitungsgebuhr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Entwasserungsanlage. Die Beseitigungsgebthr ent-
steht mit jeder Entnahme des Raumguts.

(2) Die Grundgebuhr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses
folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. Im Ubrigen entsteht die Grundgebiihr mit dem Beginn eines
jeden Tages in H6he eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebihrenschuld neu.

§ 13 Gebuihrenschuldner

(1) Geblhrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebiihrenschuld Eigentimer des Grundstlicks oder ahnlich zur
Nutzung des Grundstiicks dinglich berechtigt ist.

(2) Gebihrenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundsttick befindlichen Betriebs.

(3) Gebilihrenschuldner ist auch die Wohnungseigentiimergemeinschaft.

(4) Mehrere Geblhrenschuldner sind Gesamtschuldner.

(5) Die Gebihrenschuld ruht fir alle Gebihrenschulden, die gegeniiber den in den Abs. 1 bis 4 genannten Gebulhrenschuldnern
fKe:té;isetzt worden sind, als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick bzw. dem Erbbaurecht (Art. 8 Abs. 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 7
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§ 14 Abrechnung, Falligkeit, Vorauszahlung

(1) Die Einleitung wird jahrlich abgerechnet. Die Grund- und die Einleitungsgebiihr sowie die Beseitigungsgebuhr werden einen
Monat nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheides fallig.

(2) Auf die Gebuhrenschuld sind zum 1. Marz, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember jeden Jahres Vorauszahlungen in Héhe
eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Markt
die Hohe der Vorauszahlung unter Schatzung der Jahresgesamteinleitung fest.

§ 15 Pflichten der Beitrags- und Gebiihrenschuldner

Die Beitrags- und Gebuhrenschuldner sind verpflichtet, dem Markt fir die Hohe der Abgabe mafigebliche Veranderungen unver-

ziglich zu melden und Gber den Umfang dieser Veranderungen — auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen

— Auskunft zu erteilen.

§ 16 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.

Teisendorf, den 18. Dezember 2023

Markt Teisendorf

Thomas Gasser, Erster Burgermeister

Bek. Nr. 5
Gemeinde Ainring

4. Satzung zur Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung
zur Fernwarmesatzung der Gemeinde Ainring (BGS-FWS)

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlasst die Gemeinde Ainring folgende
. Satzung
zur Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung
zur Fernwarmesatzung der Gemeinde Ainring (BGS-FWS)
vom 11.12.2018 (Ambl. Nr. 51/2018)
§1
§ 10 Abs. 3 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

Die Arbeitsgebiihr betragt 7,8 Cent je verbrauchte Kilowattstunde (kWh).

§2

Inkrafttreten
(1) § 1 trittam 01. Januar 2024 in Kraft.
Mitterfelden, den 19. Dezember 2023
Gemeinde Ainring

Martin Ottl, Erster Biirgermeister

Bek. Nr. 6
Gemeinde Ainring

Betriebssatzung fiir den Eigenbetrieb
der Gemeinde Ainring "Gemeindewerke Ainring"

Aufgrund von Art. 23 Satz 1, Art. 88 Abs. 5 der Bayerischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.08.1998 (GVBI S. 796, BayRS 2020-1-1-1), zuletzt gedndert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBI. S. 385, 586)
erlasst die Gemeinde Ainring folgende Satzung:

§1
Eigenbetrieb, Name, Stammbkapital
(1) Die Gemeindewerke der Gemeinde Ainring werden als organisatorisch, verwaltungsmafig und finanzwirtschaftlich geson-
dertes Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit (Eigenbetrieb) der Gemeinde Ainring gefiihrt.
(2) Der Eigenbetrieb fihrt den Namen (Firma) Gemeindewerke Ainring. Die Gemeinde tritt in Angelegenheiten des Eigenbetriebs
unter diesem Namen im gesamten Geschéfts- und Rechtsverkehr auf.

(3) Das Stammkapital der Gemeindewerke betragt 500.000 €.
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§2
Gegenstand des Unternehmens

Aufgabe der Gemeindewerke ist die Versorgung des Gemeindegebietes mit Wasser und Fernwarme sowie die Errichtung
und der Betrieb der Stromerzeugung durch Kraftwarmekopplung. Hierzu gehért im Rahmen der Gesetze auch die Errichtung
und Unterhaltung von Neben- und Hilfsbetrieben, die die Aufgaben der Gemeindewerke férdern und wirtschaftlich mit innen
zusammenhangen. Zur Forderung der Aufgaben der Gemeindewerke kann sich die Gemeinde (Gemeindewerke) im Rahmen
der Gesetze an anderen Unternehmen beteiligen.

AuBerhalb des Gemeindegebiets kdnnen die Gemeindewerke im Rahmen der Gesetze tatig werden zur Férderung ihrer in
Absatz 1 bezeichneten Aufgaben.

Die Gemeindewerke sind in Erfiillung der Aufgaben nach Abs. 1 zusténdig fir die Regelungen nach kommunalrechtlichen
Vorschriften, einschlieflich des Erlasses von Bescheiden (z.B. Beitrdge, Geblihren, Kostenerstattungen). Entsprechendes
gilt auch fiur die Erhebung privatrechtlicher Entgelte (z.B. Baukosten- und Investitionskostenzuschisse, Anschluss- und Leis-
tungsentgelte) sowie fur die Durchfiihrung aller weiteren Malinahmen im Vollzug.

§3

Organe der Gemeindewerke

Zustandige Organe fiir die Angelegenheiten der Gemeindewerke sind:

Eal ol

(1)

@)
(4)

®)

(6)

(1)

)

Werkleitung (§ 4),
Werkausschul} (§ 5),
Gemeinderat (§ 6),

erster Birgermeister (§ 7).

§4
Die Werkleitung

Die Werkleitung besteht aus zwei Mitgliedern, einem ersten Werkleiter und seinem Stellvertreter.
Die Werkleitung fihrt die laufenden Geschafte der Gemeindewerke. Laufende Geschéfte sind insbesondere

1. die selbsténdige verantwortliche Leitung der Gemeindewerke einschlieflich Organisation und Geschéaftsleitung (Erlaly
einer Geschaftsordnung);

2. wiederkehrende Geschafte, z. B. Werk- und Dienstvertrdge, Beschaffung von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie
Investitionsguter des laufenden Bedarfs, auch soweit die Gegensténde auf Lager genommen werden;

3. der Abschluss von Vertragen mit Tarif- und Sonderkunden;

4. die Regelungen nach § 2 Abs. 3,

soweit nicht der Werkausschuss (§5) oder der Gemeinderat (§6) zustandig ist.

Die Werkleitung ist zusténdig fiir den Personaleinsatz.

Die Werkleitung bereitet in den Angelegenheiten der Gemeindewerke die Beschliisse des Gemeinderats und des Werkaus-
schusses verwaltungsmaRig vor. Gemeinderat und Werkausschuss geben ihr in Angelegenheiten der Gemeindewerke die
Méglichkeit zum Vortrag.

In Angelegenheiten der Gemeindewerke vertritt die Werkleitung, soweit es sich dabei um laufende Geschéfte handelt, die
Gemeinde nach auf3en. Einzelheiten werden in der Geschaftsordnung geregelt.

Die Werkleitung hat dem ersten Burgermeister und dem Werkausschuss halbjahrlich Zwischenberichte Uber die Entwicklung
der Ertrage und Aufwendungen sowie uber die Abwicklung des Vermdégensplans schriftlich vorzulegen.

§5
Zustéandigkeit des Werkausschusses

Der Werkausschuss kann jederzeit von der Werkleitung Uber den Gang der Geschafte und die Lage des Unternehmens
Berichterstattung verlangen.

Der Werkausschuss ist als vorberatender Ausschuss in allen Angelegenheiten der Gemeindewerke tatig, die dem Beschluss
des Gemeinderats unterliegen.

Der Werkausschuss entscheidet als beschlieBender Ausschuss iber alle Werksangelegenheiten, soweit nicht die Werklei-
tung (§ 4), der Gemeinderat (§ 6) oder der erste Blrgermeister (§ 7) zusténdig sind, insbesondere tber

1. Erlass einer Dienstanweisung;

Festsetzung allgemeiner Versorgungs- und Benutzungsbedingungen einschlieBlich allgemeiner Tarife, Gebiihren und
Beitrage sowie den ErlaR von Satzungen, soweit sich der Gemeinderat diese Zustandigkeiten nicht allgemein vorbehalt;

3. Mehrausgaben fir einzelne Vorhaben des Vermdgensplans, die 10% des Ansatzes, mindestens jedoch den Betrag von
10.000 € Ubersteigen (§15 Abs. 5 Satz 2 EBV);

4. erfolggefahrdende Mehraufwendungen (§ 14 Abs. 3 Satz 2 EBV), soweit sie den Betrag von 10.000 € Ubersteigen;

5. Verfuigungen tiber Anlagevermdgen und die Verpflichtung hierzu, insbesondere Erwerb, VeraufRerung, Tausch und Be-
lastung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten sowie die Gewahrung von Darlehen, wenn der Gegen-
standswert im Einzelfall den Betrag von 10.000 € Ubersteigt;

6. Aufnahme von Darlehen, Ubernahme von Biirgschaften sowie iiber den Abschluss sonstiger Rechtsgeschifte, die einer
Aufnahme von Darlehen wirtschaftlich gleichkommen, soweit sie den Betrag von 10.000 € Uberschreiten;

7. Vergabe von Lieferungen und Leistungen im Rahmen des Vermogensplans, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall
40.000 € ubersteigt;

8. Erlass von Forderungen und Abschluss von auRergerichtlichen Vergleichen, soweit der Gegenstandswert im Einzelfall
mehr als 2.500 € betragt;
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(1)

(1)

)

@)

9. Einleitung eines Rechtsstreits (Aktivprozess), soweit der Streitwert mehr als 10.000 € im Einzelfall betragt;

10. Personalangelegenheiten, soweit nicht der erste Burgermeister oder die Werkleitung zustandig ist, insbesondere Ein-
stellung, Héhergruppierung und Entlassung von Bediensteten bis Entgeltgruppe 9 des TV&D oder bis zu einem entspre-
chenden Entgelt;

11. Vorschlag an den Gemeinderat; den Jahresabschluss festzustellen und Uber die Behandlung des Ergebnisses zu ent-
scheiden;

12. Gewahrung von Gehaltsvorschiissen und Darlehen an die Mitglieder der Werkleitung, deren Stellvertreter und an Be-
dienstete der Gemeindewerke, die mit diesen verwandt sind.

§6
Zustandigkeit des Gemeinderates

Der Gemeinderat beschlie3t Gber

Erlass und Anderung von Satzungen;

Bestellung des Werkausschusses und seiner Mitglieder;

Bestellung der Werkleitung sowie Berufung und Abberufung ihrer Mitglieder und deren Stellvertreter sowie Regelung der

Dienstverhéltnisse;

4. Einstellung, Hohergruppierung, und Entlassung der Bediensteten, soweit nicht der Werkausschuss, der erste Burger-

meister oder die Werkleitung zustandig ist;

Feststellung und Anderung des Wirtschaftsplans;

Bestellung des Prifers fir den Jahresabschluss;

Feststellung des gepriften Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresgewinns, Behandlung des Jahresverlustes so-

wie Entlastung der Werkleitung;

Riickzahlung von Eigenkapital;

Verfligungen Uber Anlagevermdgen und die Verpflichtung hierzu, insbesondere Erwerb, Verauerung, Tausch und Be-

lastung von Grundstlicken und grundstiicksgleichen Rechten, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall den Betrag von

100.000 € Uberschreitet, sowie die VerauRBerung von Vermodgensgegenstanden unter ihrem Wert und die Verpflichtung

hierzu;

10. Aufnahme von Darlehen, Ubernahme von Biirgschaften sowie (iber den Abschluss sonstiger Rechtsgeschéfte, die einer
Aufnahme von Darlehen wirtschaftlich gleichkommt, soweit sie den Betrag von 100.000 € iberschreiten;

11. Vergabe von Lieferungen und Leistungen im Rahmen des Vermdgensplanes, wenn der Gegenstandswert im Einzelfall
100.000 € Ubersteigt;

12. Wesentliche Anderungen des Betriebsumfangs der Gemeindewerke, insbesondere die Ubernahme von neuen Aufga-
ben;

13. Anderung der Rechtsform der Gemeindewerke.

wh =

Noo

©®

Der Gemeinderat kann die Entscheidung in weiteren Angelegenheiten, fir die der Werkausschuss zusténdig ist, im Einzelfall
an sich ziehen.

§7
Zustandigkeit des ersten Biirgermeisters

Der erste Burgermeister ist vorsitzendes Mitglied des Werkausschusses. Er ist Vorgesetzter der Werkleitung und fuhrt die
Dienstaufsicht liber sie und die im Eigenbetrieb tatigen Bediensteten, soweit er seine Befugnisse nicht auf die Werkleitung
Ubertragen hat.

Er ist zustandig fur Personalangelegenheiten, insbesondere fiir die Genehmigung von Nebentéatigkeiten, die Einstellung,
Hoéhergruppierung und Entlassung von Bediensteten bis zur Entgeltgruppe 8 des TV6D oder bis zu einem entsprechenden
Entgelt.

Der erste Burgermeister erlasst anstelle des Gemeinderats und des Werkausschusses fir die Gemeindewerke dringliche
Anordnungen und besorgt fir diesen unaufschiebbare Geschafte.

§8
Beauftragung von Dienststellen der Gemeindeverwaltung

Die Werkleitung kann mit Einverstandnis des ersten Birgermeisters Fachdienststellen der Gemeindeverwaltung gegen Kosten-
erstattung mit der Bearbeitung einschlagiger Geschaftsvorfalle betrauen.

(1)

)

(1)

)

§9
Verpflichtungserklarungen

Verpflichtende Erklarungen bediirfen der Schriftform oder missen in elektronischer Form mit einer dauerhaft Gberpriifbaren
qualifizierten elektronischen Signatur versehen sein. Die Unterzeichnung erfolgt unter dem Namen "Gemeindewerke Ainring"
durch den Vertetungsberechtigten. Bei der Vergabe von 6ffentlichen Auftragen und Konzessionen geniigt die Textform, so-
weit eine andere Rechtsvorschrift nichts Abweichendes bestimmt.

Der Werkleiter unterzeichnet ohne Beifligung eines Vertretungszusatzes, sein Stellvertreter mit dem Zusatz ,in Vertretung®,
andere vertretungsberechtigte mit dem Zusatz ,im Auftrag"”.
§10
Wirtschaftsfiihrung und Rechnungswesen

Die Gemeindewerke sind nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu fihren. Die Aufgabenerfillung hat so gut und preiswert
wie méglich zu erfolgen. Im Ubrigen gelten die Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung iber Wirtschaftsfuhrung und Rech-
nungswesen.

Die Werkleitung hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsibersicht bis zum Ablauf von sechs Monaten nach
Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen, zu unterschreiben und tber den ersten Biirgermeister dem Werkausschuss vorzu-
legen (§ 25 EBV).
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§11
Wirtschaftsjahr

Das Wirtschaftsjahr der Gemeindewerke ist das Kalenderjahr.

§12
Inkrafttreten

Die Satzung tritt zum 01. Januar 2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung der Gemeindewerke Ainring vom 05.10.2011
auller Kraft.
Mitterfelden, den 19. Dezember 2023

Gemeinde Ainring

Martin Ottl, Erster Biirgermeister

Bek. Nr. 7
Gemeinde Ainring

Satzung fiir die 6ffentliche Wasserversorgungseinrichtung der Gemeinde Ainring
(Wasserabgabesatzung -WAS-) vom 19.12.2023

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 bis 3 der Gemeindeordnung (GO) erlasst die Gemeinde Ainring
folgende Satzung:
§1
Offentliche Einrichtung

(1) Die Gemeinde betreibt eine 6ffentliche Einrichtung zur Wasserversorgung fiir das Gebiet Adelstetten, Ainring, An der Stral3,
Berg, Bicheln, Bruch, Bruch-Rémerstralle, Ed, Eschlberg, Feldkirchen, Flrberg, Gepping, Hammerau (FI.Nr. 1469/2, 1469/4,
1501, 1501/1, 1501/2, 1505, 1505/1, 1505/3, 1505/4, 1506/1, 1506/2, 1507, 1513, 1514, 1514/2, 1520/14, 1521/3 bis
1521/23, 1522, 1522/4 bis 1522/6, 1854, 1860, 2038/7, 2038/36, 2038/37, 2038/40, 2038/46), Hausmoning, Heidenpoint,
Hofer, Hort, Kohlstatt, Langackern, Mitterfelden, Moos, Mihlreit (siidl.DB-Linie), Mirack, Perach, Rauchenbiicheln, Reit,
Saalachau, Schiffmoning, Schmiding, Simonhausl, Ulrichshégl, Wiesbach.

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmt die Gemeinde.

§2

Grundstiicksbegriff - Grundstiickseigentiimer

(1) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist jedes rdumlich zusammenhangende und einem gemeinsamen Zweck dienende
Grundeigentum desselben Eigentiimers, das eine selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere
Grundstlcke oder Teile von Grundstiicken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Rechtlich verbindliche planerische Festle-
gungen sind zu berlcksichtigen.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung fiir die Grundstlickseigentimer gelten auch fiir Erbbauberechtigte oder ahnlich zur Nutzung
eines Grundsticks dinglich Berechtigte. Von mehreren, dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften
als Gesamtschuldner.

§3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von denen die Grundstticksan-
schlisse abzweigen.

Grundstiicksanschliisse sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungsleitung bis zur Ubergabe-
(= Hausanschliisse) stelle; sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung und enden mit der Hauptabsperrvorrichtung.
Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungsleitung, umfassend An-

bohrschelle mit integrierter oder zusatzlicher Absperrarmatur oder Abzweig mit Absperrarma-
tur samt den dazugehorigen technischen Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grundstiick, mit der die gesamte nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage einschliefllich Wasserzahler abgesperrt werden kann.

Ubergabestelle ist das Ende des Grundstiicksanschlusses hinter der Hauptabsperrvorrichtung im Grund-
stlick/Gebaude.
Wasserzahler sind Messgerate zur Erfassung des durchgeflossenen Wasservolumens. Absperrventile und

etwa vorhandene Wasserzahlerbuigel sind nicht Bestandteile der Wasserzahler.
Anlagen des Grundstiicksei- sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstiicken oder in Gebauden hinter der Ubergabe-

gentiimers stelle
(= Verbrauchsleitungen)
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§4
Anschluss- und Benutzungsrecht

Jeder Grundstiickseigentimer kann verlangen, dass sein Grundstlick nach MaRgabe dieser Satzung an die Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser beliefert wird.

Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die durch eine Versorgungsleitung erschlos-
sen werden. Der Grundstlickseigentiimer kann unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften
nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geandert wird.
Welche Grundstiicke durch die Versorgungsleitungen erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde.

Die Gemeinde kann den Anschluss eines Grundstlicks an eine bestehende Versorgungsleitung versagen, wenn die Was-
serversorgung wegen der Lage des Grundstiicks oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Griinden der Gemeinde
erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere MalRnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstlickseigentiimer Uber-
nimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhangen, und leistet auf VVerlangen Sicherheit.

Das Benutzungsrecht besteht nicht fir Kiihlwasserzwecke und den Betrieb von Warmepumpen. Die Gemeinde kann ferner
das Anschluss- und Benutzungsrecht ausschlieRen oder einschranken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trink-
wasserqualitat erforderlich ist. Das gilt auch fir die Vorhaltung von Loschwasser.

§5

Anschluss- und Benutzungszwang

Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstlicke, auf denen Wasser verbraucht wird, an die 6ffentliche
Wasserversorgungseinrichtung anzuschlieffen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss
rechtlich oder tatsachlich unmdglich ist.

Auf Grundstiicken, die an die offentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an
Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschlief3lich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Ge-
sammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsgemaR fiir Zwecke der Gartenbewéasserung verwendet werden. Verpflichtet
sind die Grundstiickseigentiimer und alle Benutzer der Grundstilicke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafir er-
forderliche Uberwachung zu dulden.

§6
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang

Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss
oder die Benutzung aus besonderen Griinden auch unter BerUlcksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumut-
bar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Griinde schriftlich bei der Gemeinde einzureichen.

Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§7
Beschrankung der Benutzungspflicht

Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschrankt, soweit
das fir die offentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder Griinde der
Volksgesundheit entgegenstehen.

Griinde der Volksgesundheit stehen einer Beschrankung der Benutzungspflicht insbesondere entgegen, wenn fiir den jewei-
ligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser
erforderlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur durch die Benutzung der 6ffentlichen Wasserversorgung ge-
wahrleistet wird.

§ 6 Abs.1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

Absatz 1 gilt nicht fur die Versorgung von Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie fir die Vorhaltung von Lésch-
wasser.

Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstlckseigentimer der Gemeinde Mit-
teilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die 6ffentliche Wasserversorgung wei-
terbetrieben werden soll. Er hat durch geeignete MaRnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanlage
keine Rickwirkungen in das 6ffentliche Wasserversorgungsnetz moglich sind. Bei einer Nachspeisung von Trinkwasser aus
der oOffentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier Auslauf (Luftbriicke) oder ein
Rohrunterbrecher A1 der Nachspeiseeinrichtung erforderlich.

§8

Sondervereinbarungen

Ist der Grundstiickseigentiimer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde durch Vereinbarung
ein besonderes Benutzungsverhaltnis begriinden.

Fir dieses Benutzungsverhaltnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebuhrensatzung entspre-
chend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

§9

Grundstiicksanschluss

Die Grundstiickanschlisse stehen vorbehaltlich abweichender Vereinbarung im Eigentum der Gemeinde.
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Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Fiihrung der Grundstiicksanschliisse sowie deren Anderung. Sie bestimmt
auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschlieRen ist. Der Grundstiickseigentiimer ist vorher zu héren; seine be-
rechtigten Interessen sind nach Mdglichkeit zu wahren. Soll der Grundstiicksanschluss auf Wunsch des Grundstlickseigen-
timers nachtraglich geadndert werden, so kann die Gemeinde verlangen, dass die naheren Einzelheiten einschlieflich der
Kostentragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden.

Der Grundstuicksanschluss wird von der Gemeinde hergestellt, unterhalten, erneuert, geadndert, abgetrennt und beseitigt. Er
muss zuganglich und vor Beschadigungen geschitzt sein.

Der Grundstiickseigentimer hat die baulichen Voraussetzungen fir die sichere Errichtung des Grundstiicksanschlusses zu
schaffen. Die Gemeinde kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist setzen. Der Grundstiickseigentiimer darf keine Ein-
wirkungen auf den Grundstilicksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.

Der Grundstlickseigentimer und die Benutzer haben jede Beschadigung des Grundstiicksanschlusses, insbesondere das
Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Stérungen unverziiglich der Gemeinde mitzuteilen.

§10
Anlage des Grundstiickseigentiimers

Der Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet, fiir die ordnungsgemafie Errichtung, Erweiterung, Anderung und Unterhaltung
der Anlage von der Ubergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasserzahlers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile davon
einem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung Uberlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet.

Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behordlicher Bestim-
mungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, gedndert und unterhalten werden. Anlage und
Verbrauchseinrichtungen miissen so beschaffen sein, dass Stérungen anderer Abnehmer oder der 6ffentlichen Versorgungs-
einrichtungen sowie Rickwirkungen auf die Giite des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss wasserverbrau-
chender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstiickseigentimers.

(entfallt)

Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzahler befinden, kénnen plombiert werden. Ebenso kénnen Anlagenteile, die zur An-
lage des Grundstlickseigentliimers gehoren, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung
zu gewabhrleisten. Die daflr erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veranlassen.

§11
Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage
des Grundstiickseigentiimers

Bevor die Anlage des Grundstlickseigentimers hergestellt oder wesentlich geandert wird, sind der Gemeinde folgende Un-
terlagen in doppelter Fertigung einzureichen:

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstlickseigentiimers und ein Lageplan,
b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll,

c) Angaben lber eine etwaige Eigenversorgung,

d) im Falle des § 4 Abs.3 die Verpflichtung zur Ubernahme der Mehrkosten.

einzureichenden Unterlagen haben den bei der Gemeinde aufliegenden Mustern zu entsprechen.

Alle Unterlagen sind von den Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben.

()

&)

@)

4)

®)

(1)

Die Gemeinde prift, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so
erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsver-
merk zurlick. Stimmt die Gemeinde nicht zu, setzt sie den Bauherrn unter Angabe der Mangel eine angemessene Frist zur
Berichtigung. Die geénderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung und die Uberpriifung befreien
den Grundstlickseigentimer, den Bauherrn, den ausfihrenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Verantwor-
tung fur die vorschriftsmaRige und fehlerfreie Planung und Ausfiihrung der Anlagen.

Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen werden. Eine Genehmigungs-
pflicht nach sonstigen, insbesondere nach stral3en-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung
unberiihrt.

Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veranderungen diirfen nur durch die Gemeinde oder durch ein Installationsun-
ternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis der Gemeinde oder eines anderen Wasserversorgungsunternehmens
eingetragen ist. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausfiihrung der Arbeiten zu Uberwachen. Leitungen, die an Eigengewin-
nungsanlagen angeschlossen sind, dirfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden; andernfalls sind
sie auf Anordnung der Gemeinde freizulegen.

Der Grundstiickseigentiimer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen bei der Gemeinde Uber das Installationsunternehmen zu
beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfolgen durch die Gemeinde oder
ihre Beauftragten.

Von den Bestimmungen der Absatze 1 bis 4 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen.

§12
Uberpriifung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstlckseigentiimers vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu tberprifen. Sie
hat auf erkannte Sicherheitsmangel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.
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Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen erwarten lassen, so ist die Ge-
meinde berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr fir Leib oder Leben ist sie hierzu verpflich-
tet.

Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberpriifung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz lber-
nimmt die Gemeinde keine Haftung fur die Mangelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Uberprifung Mangel
festgestellt hat, die eine Gefahr fiir Leib oder Leben darstellen.

§13
Abnehmerpflichten, Haftung

Der Grundstiickseigentimer und die Benutzer haben den Beauftragten der Gemeinde, die sich auf Verlangen auszuweisen
haben, zu angemessener Tageszeit den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit
dies zur Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen und zum Wechseln der Wasserzahler, zum Erstellen von Geschoss-
flachenaufmafRen und zur Prifung, ob die Vorschriften dieser Satzung und die von der Gemeinde auferlegten Bedingungen
und Auflagen erfiillt werden, erforderlich ist. Der Grundstiickseigentiimer, ggf. auch die Benutzer des Grundstiicks, werden
davon nach Mdglichkeit vorher verstandigt.

Der Grundstlickseigentimer und die Benutzer sind verpflichtet, alle fir die Priifung des Zustandes der Anlagen erforderlichen
Auskiinfte zu erteilen. Sie haben die Verwendung zusatzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme der Gemeinde
mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhoht.

Der Grundstiickseigentimer und die Benutzer haften der Gemeinde fiir von ihnen verschuldete Schaden, die auf eine Ver-
letzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zuriickzufiihren sind.

§14
Grundstiicksbenutzung

Der Grundstiickseigentiimer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschlieRlich Zubehor zur Zu- und Fortleitung
von Wasser Uber sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstiick sowie sonstige SchutzmalRnahmen unentgeltlich zuzu-
lassen, wenn und soweit diese MaRnahmen fur die ortliche Wasserversorgung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur
Grundstlicke, die an die Wasserversorgung angeschlossen oder anzuschlie®en sind, die vom Eigentiimer im wirtschaftlichen
Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstlick genutzt werden oder fiir die
die Moglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfallt, soweit die Inanspruch-
nahme der Grundstiicke den Eigentlimer in unzumutbarer Weise belasten wiirde.

Der Grundstiickseigentimer ist rechtzeitig Uber Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstiicks
zu benachrichtigen.

Der Grundstiickseigentimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle fir ihn nicht
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die Einrichtungen nicht ausschlieRlich
der Versorgung des Grundstiicks dienen.

Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs.2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstiickseigentimer verpflichtet, nach Wahl der Ge-
meinde die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch fiinf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern dies nicht
unzumutbar ist.

Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht firr 6ffentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie fiir Grundstiicke, die durch Plan-
feststellung fir den Bau von o&ffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflachen bestimmt sind.

§15
Art und Umfang der Versorgung

Die Gemeinde stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebihrensatzung aufgefiihrten Entgelt zur Verfigung. Sie
liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des Ver-
sorgungsgebietes Ublich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der
Technik.

Die Gemeinde ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behdérdlichen
Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu &ndern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder technischen
Griinden zwingend erforderlich ist. Die Gemeinde wird eine dauernde wesentliche Anderung den Wasserabnehmern nach
Moglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben und die Belange der Anschlussnehmer
maoglichst berlicksichtigen. Die Grundstiickseigentiimer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene Kosten den geanderten
Verhaltnissen anzupassen.

Die Gemeinde stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Beschrankung zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausan-
schlusses zur Verfiigung. Dies gilt nicht, soweit und solange die Gemeinde durch héhere Gewalt, durch Betriebsstérungen,
bestehenden oder drohenden Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstande, deren Beseitigung
ihr nicht zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehindert ist. Die Gemeinde kann die Belieferung ablehnen, mengenmafig
und zeitlich beschranken oder unter Auflagen und Bedingungen gewahren, soweit das zur Wahrung des Anschluss- und
Benutzungsrechtes der anderen Berechtigten erforderlich ist. Die Gemeinde darf ferner die Lieferung unterbrechen, um be-
triebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit méglich, gibt die Gemeinde Absperrungen der Wasserleitung vorher 6ffent-
lich bekannt und unterrichtet die Abnehmer tber Umfang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung.

Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs fiir die angeschlossenen Grundstiicke geliefert. Die Uberleitung
von Wasser in ein anderes Grundstiick bedarf der schriftlichen Zustimmung der Gemeinde; die Zustimmung wird erteilt, wenn
nicht iberwiegende versorgungswirtschaftliche Griinde entgegenstehen.

Fir Einschréankungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und fiir Anderungen des Druckes oder der Beschaffenheit
des Wassers, die durch hohere Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umsténde, die die
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Gemeinde nicht abwenden kann, oder auf Grund behdrdlicher Verfligungen veranlasst sind, steht dem Grundstiickseigenti-
mer kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhangiger Gebuhren zu.

§16
Anschliisse und Benutzung der Wasserleitung
fiir Feuerloschzwecke

Sollen auf einem Grundstiick private Feuerldschanschliisse eingerichtet werden, so sind Uber die ndheren Einzelheiten ein-
schliellich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem Grundstlickseigentiimer und der Gemeinde zu tref-
fen.

Private Feuerldscheinrichtungen werden mit Wasserzahlern ausgeriistet. Sie missen auch fir die Feuerwehr benutzbar
sein.

Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen der Gemeinde, der Polizei und der Feuerwehr
zu befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerl6-
schen zur Verfiigung zu stellen. Ohne zwingenden Grund dirfen sie in diesen Fallen kein Wasser entnehmen.

Bei Feuergefahr hat die Gemeinde das Recht, Versorgungsleitungen und Grundstiicksanschliisse voriibergehend abzusper-
ren. Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfiir kein Entschadigungsanspruch zu.

§17
Wasserabgabe fiir voriibergehende Zwecke
Wasserabgabe aus 6ffentlichen Entnahmestellen

Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sonstigen voribergehenden Zwecken ist rechtzeitig bei der
Gemeinde zu beantragen. Muss das Wasser von einem anderen Grundstiick bezogen werden, so ist die schriftliche Zustim-
mung des Grundstiickseigentiimers beizubringen. Uber die Art der Wasserabgabe entscheidet die Gemeinde; sie legt die
weiteren Bedingungen fir den Wasserbezug fest.

Falls Wasser aus 6ffentlichen Hydranten nicht zum Feuerléschen, sondern zu anderen vorliibergehenden Zwecken entnom-
men werden soll, stellt die Gemeinde auf Antrag einen Wasserzahler, gegebenenfalls Absperrvorrichtung und Standrohr zur
Verfligung und setzt die Bedingungen fiir die Benutzung fest.

§18
Haftung bei Versorgungsstérungen

Fir Schaden, die ein Grundstlckseigentimer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unregelmafigkeiten
in der Belieferung erleidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhaltnis oder aus unerlaubter Handlung im Falle

1. der Tétung oder Verletzung des Korpers oder der Gesundheit des Grundstlickseigentiimers, es sei denn, dass der
Schaden von der Gemeinde oder einem Erfiillungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verur-
sacht worden ist,

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit
der Gemeinde oder eines Erflllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,

3. eines Vermdgensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit eines ver-
tretungsberechtigten Organs der Gemeinde verursacht worden ist.

§ 831 Abs.1 Satz 2 des Biirgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsatzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

Gegenlber Benutzern und Dritten, an die der Grundstiickseigentimer das gelieferte Wasser im Rahmen des § 15 Abs.4
weiterleitet, haftet die Gemeinde fir Schaden, die diesem durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unregel-
maRigkeiten in der Belieferung entstehen, wie einem Grundstlickseigentimer.

Die Absatze 1 und 2 sind auch auf Anspriiche von Grundstiickseigentimern anzuwenden, die diese gegen ein drittes Was-
serversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Gemeinde ist verpflichtet, den Grundstiicksei-
gentumern auf Verlangen Uber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhangenden
Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen
und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadenersatzes erforderlich ist.

Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter flinfzehn Euro.
Schéaden sind der Gemeinde unverziiglich mitzuteilen.

§19
Wasserzdhler

Der Wasserzahler ist Eigentum der Gemeinde. Die Lieferung, Aufstellung, technische Uberwachung, Unterhaltung, Aus-
wechslung und Entfernung der Wasserzahler sind Aufgabe der Gemeinde; sie bestimmt auch Art, Zahl und GréRe der Was-
serzahler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat die Gemeinde so zu verfahren, dass eine einwandfreie Mes-
sung gewabhrleistet ist; sie hat den Grundstiickseigentiimer zuvor anzuhéren und seine berechtigten Interessen zu wahren.

Die Gemeinde ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstlckseigentimers die Wasserzahler zu verlegen, wenn dies ohne
Beeintrachtigungen einer einwandfreien Messung maglich ist. Die Gemeinde kann die Verlegung davon abhangig machen,
dass der Grundstiickseigentiimer sich verpflichtet, die Kosten zu tibernehmen.

Der Grundstiickseigentimer haftet fiir das Abhandenkommen und die Beschadigung der Wasserzahler, soweit ihn hieran

ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschadigungen und Stérungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverziglich
mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schiitzen.
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Die Wasserzahler werden von einem Beauftragten der Gemeinde mdglichst in gleichen Zeitabstdnden oder auf Verlangen
der Gemeinde vom Grundstuickseigentiimer selbst abgelesen Dieser hat dafiir zu sorgen, dass die Wasserzahler leicht zu-
ganglich sind.

§20
Messeinrichtungen an der Grundstiicksgrenze

Die Gemeinde kann verlangen, dass der Grundstuckseigentimer auf eigene Kosten an der Grundstiicksgrenze nach seiner
Wahl einen geeigneten Wasserzahlerschacht oder Wasserzahlerschrank anbringt, wenn

1. das Grundstiick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebdudes mit Grundstiicksanschlissen erfolgt, die unverhdltnismaRig lang sind
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden konnen, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

Der Grundstlckseigentimer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemaem Zustand und jederzeit zuganglich zu
halten.

§21
Nachpriifung der Wasserziahler

Der Grundstlckseigentimer kann jederzeit die Nachprufung der Wasserzahler durch eine Eichbehérde oder eine staatlich
anerkannte Prifstelle im Sinne des § 6 Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstiickseigentimer den Antrag
auf Prifung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor Antragsstellung zu benachrichtigen.

Die Gemeinde braucht dem Verlangen auf Nachprifung der Wasserzahler nur nachzukommen, wenn der Grundstiicksei-
gentiimer sich verpflichtet, die Kosten zu tGbernehmen, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht
Uberschreitet.

B §22
Anderungen; Einstellung des Wasserbezugs

Jeder Wechsel des Grundstiickseigentimers ist der Gemeinde unverziiglich schriftlich mitzuteilen.

Will ein Grundstlickseigentiimer, der zur Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, den Wasserbe-
zug aus der offentlichen Wasserversorgung vollstandig einstellen, so hat er das mindestens eine Woche vor dem Ende des
Wasserbezugs schriftlich der Gemeinde zu melden.

Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er bei der Gemeinde Befreiung
nach § 6 zu beantragen.

§23
Einstellung der Wasserlieferung

Die Gemeinde ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der Grundstiickseigentiimer
oder Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die
Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr fur die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden,
den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhin-
dern oder

3. zu gewahrleisten, dass Stérungen anderer Abnehmer, stérende Rickwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde oder
Dritter oder Ruckwirkungen auf die Gute des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfullung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist die Ge-
meinde berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen.
Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung auRer Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende
Aussicht besteht, dass der Grundstiickseigentiimer seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Gemeinde kann mit der Mah-
nung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen.

Die Gemeinde hat die Versorgung unverzuglich wieder aufzunehmen, sobald die Griinde fiir die Einstellung entfallen sind.

§24
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit GeldbuRe belegt werden, wer vorsatzlich

1. den Vorschriften Giber den Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwiderhandelt,

2. einederin § 9 Abs. 5, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf gestiitzten Melde-,
Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflichten verletzt,

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung der Gemeinde mit den Installationsarbeiten beginnt,

4. gegen die von der Gemeinde nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschrankungen oder Verbrauchsver-
bote verstoRt.

Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestéande bleiben unberiihrt.

§25
Anordnungen fiir den Einzelfall, Zwangsmittel

Die Gemeinde kann zur Erfillung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen fiir den Einzelfall
erlassen.
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(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

§ 26
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 13.12.2022 aul3er Kraft.
Mitterfelden, den 19. Dezember 2023

Gemeinde Ainring

Martin Ottl, Erster Biirgermeister

Bek. Nr. 8
Gemeinde Ainring

Erste Satzung zur Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung
zur Entwasserungssatzung der Gemeinde Ainring

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlasst die Gemeinde Ainring folgende
. Satzung
zur Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung

zur Entwédsserungssatzung vom 15. Dezember 2020
(Amtsblatt des Landkreises Berchtesgadener Land Nr. 52 vom 22.12.2020)

§1
§ 10 Abs. 1 Satz 2 enthilt folgende Fassung:

Die Gebiihr betragt 2,19 € pro Kubikmeter Abwasser.

§2
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.
Ainring, den 19. Dezember 2023

Gemeinde Ainring

Martin Ottl, Erster Biirgermeister

Bek. Nr. 9
Gemeinde Bayerisch Gmain

Grundsteuer fiir 2024

Gemal § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 07.08.1973(BGBI. | S. 965) wird die Grundsteuer fir das Jahr 2024 —
vorbehaltlich anderslautender, schriftlicher Grundsteuerbescheide 2024 — in gleicher Hohe wie im Kalenderjahr 2023 festgesetzt.
Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2024 erhalten, im Kalenderjahr 2024 die glei-
che Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Fir die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese 6ffentliche
Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn Ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen ware.

Die Grundsteuer ist zu Y4 ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2024 fallig.

Kleinbetrage werden wie folgt fallig:

1. am 15. August 2024 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht Ubersteigt;
2. am 15. Februar und 15. August 2024 zu je %2 des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht Uibersteigt.

Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 01. Juli
2024 zur Zahlung féllig. In jenen Féllen, in denen gegeniiber dem Vorjahr in der sachlichen oder persénlichen Steuerpflicht An-
derungen eintreten, wird von Amts wegen nach Erlass des Grundssteuermessbescheides durch das Finanzamt ein neuer Grund-
steuerbescheid 2024 zugestellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrStG) in Héhe
der bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe
1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden.

1.  Wenn Widerspruch eingelegt wird:
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der
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Gemeinde Bayerisch Gmain,
Gro3gmainer Str. 12, 83457 Bayerisch Gmain

einzulegen. Sollte tber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden wer-
den, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen, Postfachanschrift: Postfach 200 543, 80005 Min-
chen, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Munchen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéfts-
stelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Wider-
spruchs erhoben werden, aufer wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kurzere Frist geboten ist. Die Klage
muss den Klager, den Beklagten Gemeinde Bayerisch Gmain und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschrif-
ten fiir die Ubrigen Beteiligten beigefiigt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:
Die Klage ist bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen
Postfachanschrift: Postfach 200 543, 80005 Miinchen
Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Miinchen

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéaftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den
Klager, den Beklagten Gemeinde Bayerisch Gmain und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefiigt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fir
die Ubrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBI S. 390)
wurde ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingefiihrt, das eine Wahlmdoglichkeit eréffnet zwischen Widerspruchseinlegung
und unmittelbarer Klageerhebung. Eine elektronische Widerspruchseinlegung (z.B. durch E-Mail) ist unzulassig. Eine Klageerhe-
bung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulassig.

Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 grundséatzlich ein GeblUhrenvorschuss
zu entrichten.

Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Wirksamkeit dieses Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die Einziehung
der angeforderten Abgabe nicht aufgehalten. Bei einem erfolgreichen Widerspruch entstehen dem Widerspruchsfihrer keine
Kosten; ist der Widerspruch erfolglos oder wird er zurlickgenommen, hat derjenige, der den Widerspruch eingelegt hat, die Kosten
des Widerspruchsverfahrens zu tragen. Entscheidungen in einem Grundlagenbescheid (Messbescheid und Zerlegungsbescheid)
kénnen nur durch Anfechtung des Grundlagenbescheides, nicht durch Anfechtung des Folgebescheides angegriffen werden (§
351 Abs. 2 AO). Einwendungen, die sich gegen die Steuerpflicht Giberhaupt, gegen die Hohe des Messbetrages bzw. Zerlegungs-
anteils oder gegen einen Verspatungszuschlag richten, sind also beim zustdndigen Finanzamt vorzutragen.

Bayerisch Gmain, den 13. Dezember 2023
Gemeinde Bayerisch Gmain

Armin Wierer, Erster Burgermeister

Bek. Nr. 10
Gemeinde Bayerisch Gmain

Satzung uber die Benutzung des Friedhofs
und der Bestattungseinrichtungen (Friedhofssatzung - FS)

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI S. 796, BayRS 2020 -1-1-l), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
02.08.2016 (GVBI S. 246), erlasst die Gemeinde Bayerisch Gmain folgende Satzung (iber die Benutzung des Friedhofs und der
Bestattungseinrichtungen

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

§ 2 Friedhofszweck

§ 3 Bestattungsanspruch

§ 4 Friedhofsverwaltung

§ 5 SchlieBung und Entwidmung

Il. Ordnungsvorschriften

§ 6 Offnungszeiten
§ 7 Verhalten auf dem Friedhof
§ 8 Gewerbliche Tatigkeit auf dem Friedhof
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Ill. Grabstatten

§ 9 Grabstatten

§ 10 Grabarten

§ 11 Aschenreste und Urnenbeisetzungen

§ 12 GroRe und Grabtiefe

§ 13 Rechte an Grabstatten

§ 14 Ubertragung von Nutzungsrechten

§ 15 Pflege und Instandhaltung der Graber

§ 16 Gartnerische Gestaltung der Graber

§ 17 Erlaubnisvorbehalt fir Grabmale und Anlagen

§ 18 Grabgestaltung

§ 19 Grindung, Erhaltung und Entfernung
von Grabmalen

IV. Bestattungsvorschriften

§ 20 Leichenhaus

§ 21 Leichenhausbenutzungszwang

§ 22 Leichentransport

§ 23 Leichenbesorgung

§ 24 Trauerfeier

§ 25 Friedhofs- und Bestattungspersonal

§ 26 Bestattung

§ 27 Anzeigepflicht u. Bestattungszeitpunkt
§ 28 Ruhefrist

§ 29 Exhumierung und Umbettung

V. Schlussbestimmungen

§ 30 Anordnungen und Ersatzvornahme
§ 31 Haftungsausschluss

§ 32 Zuwiderhandlungen

§ 33 Inkrafttreten

I. Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich

Die Gemeinde Bayerisch Gmain errichtet und unterhalt die folgenden Einrichtungen fiir das Bestattungswesen als offentliche
Einrichtungen:

e den Friedhof in Bayerisch Gmain
e das Leichenhaus im Friedhof Bayerisch Gmain

§2

Friedhofszweck

Der Friedhof dient insbesondere den verstorbenen Einwohnern der Gemeinde Bayerisch Gmain als wiirdige Ruhestatte und der
Pflege ihres Andenkens.

§3
Bestattungsanspruch

(1) Auf dem Friedhof werden beigesetzt:

a) die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben in der Gemeinde ihren Wohnsitz hatten,

b) die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht an einem belegungsfahigen Grab besitzen, und ihre Familienangehdrigen (§ 1
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV).

c) die im Gemeindegebiet Verstorbenen oder tot Aufgefundenen, wenn eine ordnungsgemafie Bestattung anderweitig
nicht sichergestellt ist

d) Tot- und Fehlgeburten, die im Sinne des Art. 6 des Bestattungsgesetzes zu bestatten sind.

(2) Die Bestattung anderer als der in Abs. 1 genannten Personen bedirfen auf Antrag der besonderen Erlaubnis der Friedhofs-
verwaltung im Einzelfall.

§4
Friedhofsverwaltung

Der Friedhof wird von der Gemeinde Bayerisch Gmain verwaltet und beaufsichtigt. Der Belegungsplan wird von der Gemeinde
Bayerisch Gmain so gefiihrt, dass jederzeit festgestellt werden kann, wann mit wem jedes Grab belegt wurde, wer der Grabnut-
zungsberechtigte ist und fiir welchen Zeitraum das Nutzungsrecht erworben wurde.

§5
SchlieBung und Entwidmung

(1) Friedhof, Friedhofsteile und einzelne Grabstéatten kdnnen im 6ffentlichen Interesse ganz oder teilweise geschlossen oder
entwidmet werden. Durch die SchlieBung wird die Moglichkeit weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung
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verliert der Friedhof seine Eigenschaft als 6ffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der SchlieBung, so werden
keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt.

Die Absicht der SchlieRung, die SchlieBung selbst und die Entwidmung sind jeweils 6ffentlich bekannt zu machen.
Die Gemeinde Bayerisch Gmain kann die Schliefung verfiigen, wenn keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen, durch
Einigung mit den Grabnutzungsberechtigten vorzeitig aufgelést wurden oder zur Abwehr von Gefahren fir die offentliche

Sicherheit aufgehoben worden sind. Die Gemeinde Bayerisch Gmain kann die Entwidmung verfiigen, soweit keine Rechte
auf Bestattung entgegenstehen und alle Ruhefristen abgelaufen sind.

Soweit zur SchlieBung oder Entwidmung Nutzungsrechte im Einvernehmen mit dem Berechtigten abgelst oder aufgehoben
werden, kénnen unter ersatzweiser Einrdumung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten flir den Nutzungs-
berechtigten durch den Friedhofstrager vorgenommen werden.

Im Ubrigen gilt Art. 11 BestG.

Il. Ordnungsvorschriften

.. §6
Offnungszeiten

Der Friedhof ist wahrend der an den Eingangen bekannt gegebenen Zeiten fiir den Besucherverkehr gedffnet.

Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem Anlass (z.B. Umbettun-
gen) vorlibergehend untersagen oder auf3erhalb der vorgenannten Offnungszeiten gestatten.
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§7
Verhalten auf dem Friedhof

Jeder Besucher des Friedhofs hat sich ruhig und der Wiirde des Ortes entsprechend zu verhalten.
Kinder unter 6 Jahren ist das Betreten des Friedhofs nur in Begleitung Erwachsener gestattet.

Der Anordnung des Friedhofspersonals haben die Besucher Folge zu leisten. Besuchern des Friedhofs ist es insbesondere
nicht gestattet:

a) Tiere mitzubringen, ausgenommen sind Blindenhunde,

b) zu rauchen und zu larmen,

c) die Wege und Flachen mit Fahrzeugen und Sportgeraten aller Art zu befahren. Kinderwagen, Rollstiihle und vergleich-
bare Hilfsmittel zum Transport von Kindern, Kranken und Behinderten sind hiervon ausgenommen.

d) Waren aller Art sowie gewerbliche oder sonstige Leistungen anzubieten oder diesbeziiglich zu werben,

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druckschriften, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und ublich
sind,

f)  Abraum und Abfalle an anderen Orten abzulagern, als an den hierflr vorgesehenen Platzen,

g) Grabhugel, Grabeinfassungen und Griinanlagen unberechtigt zu betreten und/oder zu beschadigen,

h) der Wirde des Ortes nicht entsprechende Gefalie (z. B. Konservendosen, Plastik- und Glasflaschen sowie ahnliche
Gegenstande) auf Grabern ohne Erlaubnis aufzustellen oder solche Geféalle zwischen den Grabern aufzubewahren,

i) an Sonn- und Feiertagen und in der Nahe einer Bestattung stérende Arbeiten auszufiihren.

Die Friedhofsverwaltung kann von den Verboten auf Antrag Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs
und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

Totengedenkfeiern sind der Friedhofsverwaltung spatestens vier Werktage vorher anzuzeigen und bedirfen der Erlaubnis
der Friedhofsverwaltung.

GieRkannen sind nach Gebrauch zu den eigens hierfir vorgesehenen Platzen bei den Wasserstellen zuriickzubringen.

§8
Gewerbliche Tatigkeiten auf dem Friedhof

Die Gewerbetreibenden und ihre Gehilfen haben den Regelungen der Friedhofssatzung und den Anweisungen der Fried-
hofsverwaltung Folge zu leisten. Durch gewerbliche Arbeiten darf die Wirde des Friedhofs nicht beeintrachtigt werden;
insbesondere ist auf Bestattungsfeierlichkeiten Riicksicht zu nehmen. Nach Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und
Lagerplatze wieder in einen ordnungsgemafen Zustand zu bringen.

Die Friedhofswege dirfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 7 Abs. 4) mit den fiir die Ausfiihrung der
Arbeiten oder fur den Transport von Arbeitsmitteln erforderlichen Fahrzeugen befahren werden. Die zulassige Hochstge-
schwindigkeit im Friedhofsbereich betragt Schritttempo. Bei anhaltendem Tau-oder Regenwetter kann die Friedhofsverwal-
tung das Befahren der Friedhofswege mit Fahrzeugen untersagen.

Die gewerblich Tatigen haften fir alle Schaden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit in einem
Friedhof schuldhaft verursachen. Eine entsprechende Haftpflichtversicherung ist abzuschlieRen.

Die Ausuibung gewerbsmaRiger Tatigkeiten auf dem Friedhof kann durch die Friedhofsverwaltung dauerhaft versagt werden,
wenn die ordnungsgemafe Ausfilhrung der Arbeiten nicht gewahrleistet ist oder wenn trotz schriftlicher Abmahnung mehr-
fach gegen die Friedhofssatzung oder Anordnung der Friedhofsverwaltung verstof3en wird. Bei einem schwerwiegenden
Verstol} ist eine Abmahnung entbehrlich.
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Ill. Grabstatten und Grabmale

§9
Grabstitten

Die Grabstatten stehen im Eigentum der Gemeinde. An ihnen kénnen Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden.
Ein Rechtsanspruch auf Zuteilung einer bestimmten Grabstatte besteht nicht.

Die Anlage der Grabstatten richtet sich nach dem Belegungsplan, der bei der Friedhofsverwaltung innerhalb der allgemeinen
Dienstzeiten eingesehen werden kann.

§10
Grabarten

Grabstatten im Sinne dieser Satzung sind Einzel-, Doppel-, Dreiergrabstatten sowie Urnengréber.

Der Friedhof ist in Grabfelder eingeteilt und diese wiederum in Rand-, Wege-, Reihen- und Urnengraber.
a) Randgraber sind Graber entlang der Einfriedung

b) Weggraber sind die unmittelbar an Hauptwegen liegenden Graber (soweit nicht Randgraber).

c) Reihengraber sind alle Graber der Grabfelder, die nicht an Hauptwegen liegen.

d) Urnengrabstatten sind Erdurnengraber mit Grabmal, mit Platte oder mit Schacht

e) oder Urnen anonym im Schacht

Es besteht kein Wahlrecht flr Grabstatten.
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Die Lage der einzelnen Grabstéatten wird durch die Gemeinde Bayerisch Gmain bestimmt und richtet sich nach dem Bele-
gungsplan. Bestattungen kénnen jeweils nur in den von der Gemeinde Bayerisch Gmain freigegebenen Grabfeldern oder
deren Teilen erfolgen.

Fur Einzelgrabstatten betragt die Zahl der maximal zu bestattenden Verstorbenen zwei, in Doppelgrabstatten vier und in
Dreiergrabstatten sechs neben- bzw. Ubereinander innerhalb der laufenden Ruhefristen.

§11

Aschenreste und Urnenbeisetzungen
Aschenreste und Urnen mussen den Vorschriften der §§ 17 und 27 BestV entsprechen.

In Urnenerdgrabstatten kénnen bis maximal 4 Urnen beigesetzt werden. Urnen fiir Erdbestattungen miissen aus biologisch
abbaubarem Material bestehen.

In allen Erdgrabstatten kénnen statt einer méglichen Sargbestattung auch Urnenbestattungen erfolgen. Nach erfolgter/n
Urnenbestattung/en ist wahrend einer laufenden Ruhefrist keine Sargbestattung moglich.

Fir das Nutzungsrecht an Urnengrabstatten gelten die §§ 13 und 14 entsprechend.
Wird das abgelaufene Nutzungsrecht nicht mehr verlangert, ist die Gemeinde Bayerisch Gmain berechtigt, an der von ihr
bestimmten Stelle des Friedhofs Aschenreste in wiirdiger Weise der Erde zu tiibergeben und vorhandene Urnen dauerhafter

und wasserdichter Art zu entsorgen. Hiervon werden die Nutzungsberechtigten rechtzeitig benachrichtigt.

§12
GroRe und Grabtiefe

Fir die Einteilung der Grabstatten ist der Belegungsplan mal3gebend. Die Graber werden nach den jeweils erforderlichen Aus-
mafen ausgehoben.
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Die einzelnen Grabstatten haben folgende Ausmalie:

. . 2,20 x 0,90
Einzelgrabstatten
Doppelgrabstatten 2,20x1,80
Dreiergrabstatten 220x2,70
i 0,80 x 0,60
Urnengrabstatten
Die Tiefe der einzelnen Erdgraber betragt mindestens:
a) bei Sargbestattungen 240 cm
b) bei Urnenbestattungen 80 cm
Die Urnengraber neben der Aussegnungshalle sind mit Urnenschachten —Malle 0,75 x 0,55 m versehen.

§13
Rechte an Grabstatten

An einer belegungsféhigen Grabstatte kann ein Nutzungsrecht erworben werden. Das Nutzungsrecht wird mindestens auf

die Dauer der Ruhefrist verliehen, wenn der Erwerb anlasslich eines Todesfalles erfolgt. Wird ein Grabnutzungsrecht unab-
hangig von einem Todesfall erworben, so wird es ebenfalls auf die Dauer der Ruhefrist verliehen.
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Das Nutzungsrecht an den Grabstatten wird an einzelne natirliche und volljahrige Personen nach Entrichtung der Grabnut-
zungsgebuhr (siehe Friedhofsgeblhrensatzung — FGS) verliehen, wortiber dem Nutzungsberechtigten eine Urkunde ausge-
stellt wird (Graburkunde).

Vom Ablauf des Nutzungsrechtes wird der Nutzungsberechtigte durch die Friedhofsverwaltung informiert. Der Nutzungsbe-
rechtigte kann daraufhin die Verlangerung gegen erneute Zahlung der entsprechenden Grabnutzungsgebuhr oder wahlweise
die Auflassung der Grabstelle beantragen.

Nach Ablauf der Ruhefrist kann der Grabnutzungsberechtigte aus wichtigem Grund auf ein dariiber hinaus verliehenes Grab-
nutzungsrecht verzichten. Der Verzicht wird erst mit schriftlicher Annahme der Verzichtserklarung durch den Friedhofstrager
wirksam.

Jede Anderung der Anschrift des Nutzungsberechtigten ist der Friedhofsverwaltung mitzuteilen.

§14
Ubertragung von Nutzungsrechten

Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die Umschreibung eines Grabnutzungsrechtes der Ehegatte, der eingetragene
Lebenspartner oder ein Familienmitglied (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV) beanspruchen, wenn der Nutzungsberechtigte
zugunsten dieses Angehdrigen schriftlich auf das Grabnutzungsrecht verzichtet hat.

Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines laufenden Grabnutzungsrechtes auf
seinen Namen beanspruchen, dem es vom Nutzungsberechtigten in einer letztwilligen, rechtsgiiltigen Verfligung zugewendet
wurde. Bei einer Verfligung zu Gunsten mehrerer Personen hat die erstgenannte Person Vorrang. Stirbt der Nutzungsbe-
rechtigte ohne eine Verfligung hinterlassen zu haben, so kann das Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr.
1 BestV genannten bestattungspflichtigen Personen Ubertragen werden. Innerhalb der Reihenfolge des § 1 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 BestV hat bei gleichrangigen Personen die altere Person Vorrecht vor der jungeren.

Haben Vorberechtigte innerhalb von sechs Monaten keinen Antrag auf Ubertragung des Nutzungsrechts gestellt, so wird das
Nutzungsrecht auf Antrag einer nachberechtigten Person verliehen. Stimmen alle Vorberechtigten zu, so kann das Nutzungs-
recht auch in begriindeten Einzelfallen auf einen dem Verstorbenen nahestehenden Dritten (z. B. Lebensgefahrten oder
Stiefkind) Ubertragen werden.

Uber die Umschreibung erhélt der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde.

Der Anspruch auf Ubertragung des Nutzungsrechts erlischt, wenn alle Berechtigten die Ubernahme ablehnen oder es kein
Berechtigter innerhalb eines Jahres seit Beisetzung des verstorbenen Nutzungsberechtigten tibernimmt. In diesem Fall kann
die Grabstatte wahrend der Ruhefrist zur Betreuung an Personen Uberlassen werden, die zu dem Bestatteten eine personli-
che Verbindung hatten.

§15
Pflege und Instandhaltung der Gréaber

Jede Grabstatte ist spatestens sechs Monate nach der Beisetzung bzw. nach der Verleihung des Nutzungsrechtes wurdig
herzurichten, gartnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu erhalten. Ein Grabhugel in Héhe von 20 cm ist anzulegen.
Fir den Fall einer Absenkung der Grabstatte ist der Nutzungsberechtigte verpflichtet, das Auffiillen des Erdreichs auf eigene
Kosten zu veranlassen.

Bei allen Grabstatten sind der Nutzungsberechtigte oder — sofern dieser verstorben ist — die in § 14 Abs. 2 genannten Per-
sonen zur ordnungsgemafRen Anlage, Pflege und Instandhaltung des Grabes verpflichtet.

Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichteten (siehe § 14 Abs. 2) seiner Verpflichtung nicht nach, kann ihn
die Friedhofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, den ordnungsgemafRen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist
kdénnen zur Herbeiflhrung des ordnungsgemaflen Zustandes erforderliche MalRnahmen auf Kosten des Verpflichteten ge-
troffen werden (Ersatzvornahme, § 30).

Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten nicht bekannt,
ergeht eine befristete ortslblich 6ffentliche Aufforderung der Gemeinde Bayerisch Gmain und an der Grabstatte. Nach Ablauf
dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstatte auf Kosten eines Verpflichteten gem. § 14 Abs. 2 in einen
ordnungsgemafien Zustand zu versetzen oder abzurdumen und einzuebnen.

§16
Gartnerische Gestaltung der Graber

Zur Bepflanzung der Grabstatten sind nur geeignete Gewachse zu verwenden, welche die benachbarten Graber und An-
pflanzungen nicht beeintrachtigen und sich dem Gesamtbild des Friedhofs, dem besonderen Charakter des Friedhofsteils
und der unmittelbaren Umgebung anpassen.

Anpflanzungen aller Art neben den Grabern sind nicht zugelassen. Auf Urnengraber diirfen Blumen oder Kerzen nur auf den
Platten abgestellt werden.

Das Anpflanzen von Zwergstraucher, strauch- oder baumartige Pflanzen auf den Grabern darf eine Hohe von 1m nicht
Ubersteigen. Ferner ist darauf zu achten, dass die Inschrift der Grabmaler sichtbar bleibt.

Der Schnitt und die Beseitigung zu stark wachsender Anpflanzungen und Straucher kann angeordnet werden. Wird die not-
wendige MaBnahme nicht innerhalb der hierfir dem Nutzungsberechtigten gesetzten Frist durchgefiihrt, so werden die Ar-
beiten von einer von der Friedhofsverwaltung beauftragten Fremdfirma durchgefihrt (Ersatzvornahme, § 30).

Verwelkte Blumen und verdorrte Kréanze sind von den Grabstatten zu entfernen und an den daflr vorgesehenen Platzen
abzulegen.
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Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekampfungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht gestattet. Kunststoffe und
sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dirfen in sémtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kranzen, Trauer-
gebinden, Trauergestecken und im Grabschmuck nicht verwendet werden.

Abdeckplatten und Grabeinfassungen mussen aus Natursteinmaterial sein, deren Farbe und Beschaffenheit sich in das Ge-
samtbild des Friedhofs einfugt. Diese dirfen nur von Steinmetzbetrieben und nach vorheriger Absprache mit der Friedhofs-
verwaltung angebracht und entfernt werden.

Das Bestreuen der Grabstatten oder deren Umgebung mit Kies, Splitt oder Sand ist nicht gestattet.

§17
Erlaubnisvorbehalt fiir Grabmale und bauliche Anlagen

Die Errichtung von Grabmalen, Einfriedungen, Einfassungen und sonstigen baulichen Anlagen oder deren Anderung be-
darf — unbeschadet sonstiger Vorschriften — der Erlaubnis der Gemeinde Bayerisch Gmain. Die Gemeinde Bayerisch Gmain
ist berechtigt, soweit das zur Wahrung der Rechte anderer notwendig ist und der Friedhofszweck es erfordert, Anordnungen
zu treffen, die sich auf Einfriedungen, Einfassungen und sonstige bauliche Anlagen beziehen.

Die Erlaubnis ist rechtzeitig vor Anfertigung oder Veranderung des Grabmales oder der baulichen Anlage bei der Gemeinde
Bayerisch Gmain durch den Grabnutzungsberechtigten zu beantragen, wobei die MalRe des § 12 zugrunde zu legen sind.
Dem Antrag ist zweifach beizufligen:

a) der malstabsgetreue Grabmalentwurf bzw. der maRstabsgetreue Entwurf der baulichen Anlage mit Grundriss und Sei-
tenansicht unter Angabe der Male, des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung.

b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der Symbole im MaRstab 1:10 unter Angabe der Male, des Materials,
seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung.

Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn die Anlage nicht den Vorschriften der §§ 18 und 19 dieser Satzung entspricht.

Ohne Erlaubnis aufgestellte Grabmale sind nach schriftlicher Aufforderung an den Nutzungsberechtigten unter angemesse-
ner Fristsetzung zu entfernen. Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst
Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete ortsiiblich 6ffentliche Aufforderung der Gemeinde Bayerisch Gmain und
an der Grabstatte. Kommt der Nutzungsberechtigte nicht fristgerecht der Aufforderung nach, so ist die Gemeinde Bayerisch
Gmain berechtigt auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflichteten das Grabmal zu entfernen und zu verwer-
ten, wenn es den sicherheitsrechtlichen Anforderungen nicht gentigt oder den gestalterischen Merkmalen der §§ 18 und 19
widerspricht (Ersatzvornahme, § 30).

Die nicht erlaubnispflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte Holztafeln oder -kreuze zulédssig und sind
nach Aufstellen des Grabmals wieder zu entfernen.

§18
Grabgestaltung

Die Grabmaler dirfen folgende Maf3e nicht Uberschreiten:

a) Rand-, Wege- und Reihengraber: Zulassige Hohe, einschl. einer etwaigen Sockelhéhe von maximal 0,15 m; Steingrab-
maler 1,50 m; Holzkreuze 1,70 m; schmiedeeiserne Kreuze 1,90 m

b) Urnengraber: Es durfen nur liegende Natursteingrabmaler —nicht poliert- 0,80 x 0,60 m verwendet werden. Die Grab-
maler missen vom Kopf- zum Fulende ein Gefélle von 2 cm aufweisen und sind auf Terrainhéhe zu verlegen. Zwi-
schenrdume bleiben Rasen.

Werden fiir stehende Grabmaler Sockel verwendet, darf dieser hdchstens so breit wie die Grabstatte, das Grabmal selbst jedoch
nur maximal 90 v. H. hiervon, breit sein. Steingrabmaler mussen 10 v. H. ihrer Gesamthdhe, mindestens jedoch 0,10 m dick sein.
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Grabmale und sonstige bauliche Anlagen missen dem Friedhofszweck entsprechen; sie miissen so gestaltet sein, dass die
Wirde des Friedhofs als Ruhestatte der Verstorbenen gewahrt ist.

Ein Grabmal darf den Friedhof nicht verunstalten und insbesondere in Form, Stoff und Farbe nicht aufdringlich wirken bzw.
Argernis erregen.

Inhalt und Art der Inschrift haben der Wirde des Friedhofs zu entsprechen. Die Schrift muss gut aufgestellt sein. Grelle
Farben durfen nicht verwendet werden.

§19
Griindung, Erhaltung und Entfernung von Grabmalen

Jedes Grabmal muss seiner Grofde entsprechend dauerhaft und standsicher gegriindet werden. Die Grabmale sind nach
den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher
und auch beim Offnen benachbarter Graber nicht umstiirzen oder sich senken kénnen. Dies gilt fiir sonstige bauliche Anlagen
entsprechend. Allgemein anerkannte Regeln des Handwerks in diesem Sinne sind insbesondere die Richtlinien fir das Fun-
damentieren und Versetzen von Grabdenkmalern des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz-
bildhauerhandwerks (Versetzrichtlinien). Die Steinstarke muss in Verbindung mit einer fachgerechten Verdlbelung die
Standfestigkeit der Grabmale gewahrleisten.

Der Grabnutzungsberechtigte hat das Grabmal in einem ordnungsgemafen, sicheren Zustand zu erhalten. Er ist fiir Schaden

verantwortlich, die insbesondere durch Umfallen des Grabmales oder Abstiirzen von Teilen desselben verursacht werden.

Grabmale, die sich nicht in einem ordnungsgemaRen Zustand befinden, kénnen nach voran gegangener Aufforderung auf

Kosten des Nutzungsberechtigten oder der in § 14 Abs. 2 genannten Personen instandgesetzt oder entfernt werden, wenn

die Wiederherstellung verweigert oder innerhalb der gesetzten Frist nicht durchgefiihrt wird (Ersatzvornahme, § 30). Kann
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aufgrund der akut drohenden Gefahr durch ein nicht standsicheres Grabmal eine schriftliche Aufforderung an den Nutzungs-
berechtigten zur Wiederherstellung der Standsicherheit unter Fristsetzung nicht abgewartet werden, ist der Friedhofstrager
berechtigt, die Gefahrenstelle abzusperren, das Grabmal provisorisch zu sichern oder umzulegen.

Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden Personen haften fir jede durch die Errichtung von Grabma-
len und baulichen Anlagen entstehenden Beschadigungen der Grab- und Friedhofsanlagen.

Grabmale und bauliche Anlagen (§ 17 und § 18) diirfen vor Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungsrechts nur mit vorheriger
Erlaubnis der Gemeinde Bayerisch Gmain entfernt werden

Nach Ablauf der Ruhezeit und des Nutzungsrechts sind die Grabmale nach einer entsprechenden Aufforderung der Ge-
meinde Bayerisch Gmain durch den vorher Nutzungsberechtigten oder den nach § 14 Abs. 2 Verpflichteten innerhalb von 3
Monaten zu entfernen. Die Grabstatten sind einzuebnen. Vor Ablauf der Ruhezeit oder Nutzungszeit dirfen Grabmale nur
mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige
bauliche Anlagen gehen entschadigungslos in das Eigentum der Gemeinde Bayerisch Gmain Uber.
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Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichtete seiner Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Friedhofsverwal-
tung unter erneuter Fristsetzung auffordern, den ordnungsgemafen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist konnen zur
Herbeiflihrung des ordnungsgemafien Zustandes erforderliche Malnahmen auf Kosten des vormals Nutzungsberechtigten
oder sonst Verpflichteten getroffen werden (Ersatzvornahme, § 30). Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der
Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete &ffentliche Aufforderung. Nach
Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstatte auf Kosten des Nutzungsberechtigten oder eines
Verpflichteten abzurdumen und einzuebnen. Grabmale, Einfriedungen und sonstiger Grabschmuck gehen infolge der Eigen-
tumsaufgabe durch den vormals Nutzungsberechtigten in das Eigentum des Friedhofstrégers ber.

Kunstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart des Fried-
hofs aus friilheren Zeiten gelten, unterstehen dem besonderen Schutz der Gemeinde Bayerisch Gmain. Die Entfernung oder
Anderung solcher Anlagen auch nach Ablauf der Ruhefrist und des Grabnutzungsrechts bedarf der besonderen Erlaubnis
der Gemeinde Bayerisch Gmain.

IV. Bestattungsvorschriften

§20
Leichenhaus

Das Leichenhaus dient der Aufbewahrung der Leichen, bis sie bestattet oder Uberfiihrt werden und zur Aufbewahrung von
Aschenresten feuerbestatteter Verstorbener bis zur Beisetzung im Friedhof. Sie durfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsver-
waltung und in Begleitung eines Vertreters der Friedhofsverwaltung/des Bestattungsinstituts betreten werden.

Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufgebahrt. Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstige Bedenken be-
stehen, kénnen die Hinterbliebenen die Verstorbenen wahrend der festgesetzten Zeiten sehen. Die Bestattungspflichtigen
(§ 6 BestV) entscheiden, ob die Aufbahrung im offenen oder geschlossenen Sarg erfolgt. Wird darlber keine Bestimmung
getroffen, bleibt der Sarg geschlossen. Dies gilt auch bei entsprechender Anordnung des Amts- oder Leichenschauarztes.
Leichen von Personen, die bei Eintritt des Todes an einer lbertragbaren Krankheit im Sinne des Bundesseuchengesetzes
erkrankt waren, werden in einem gesonderten Raum untergebracht. Der Zutritt zu diesem Raum und die Besichtigung der
Leichen bedurfen der vorherigen Erlaubnis des Amtsarztes.

Fir die Beschaffung von Sargen, Sargausstattungen und fur die Bekleidung von Leichen gelten die Vorschriften des § 30
BestV.

§21
Leichenhausbenutzungszwang

Jede Leiche ist spatestens 24 Stunden vor der Bestattung in das gemeindliche Leichenhaus zu verbringen.
Dies gilt nicht, wenn

a) der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, Alten- bzw. Pflegeheim u. a.) eingetreten ist und dort ein geeigneter
Raum fir die Aufbewahrung der Leiche vorhanden ist,

b) die Leiche zum Zwecke der Uberfiihrung an einen auswartigen Bestattungsort zur friiheren Einsargung freigegeben und
innerhalb einer Frist von 24 Stunden Gberfihrt wird,

c) die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt werden soll und sichergestellt ist, dass die Voraussetzungen des
§ 17 BestV vom Trager der Bestattungsanlage geprdft werden.

§22
Leichentransport

Zur Beforderung von Leichen in der Gemeinde Bayerisch Gmain sind Leichenwagen zu benutzen. Die Beférderung der Leichen
innerhalb der Gemeinde Bayerisch Gmain Ubernimmt ein daflir geeignetes Bestattungsunternehmen.

§23
Leichenbesorgung

Reinigen, Ankleiden und Einsargen der Leichen hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfolgen. Die Friedhofs-
verwaltung kann die Leichenversorgung auf Antrag auch anderen Personen gestatten.
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§24
Trauerfeier

(1) Vor der Bestattung kann auf Wunsch der Angehérigen in der Aussegnungshalle eine Trauerfeier stattfinden. Eine wirdige
musikalische Umrahmung wird gestattet.

(2) Lichtbild- und Filmaufnahmen von aufgebahrten Leichen bedurfen der Erlaubnis der Gemeinde Bayerisch Gmain und der
Zustimmung desjenigen, der die Bestattung in Auftrag gegeben hat. Bei den Aufnahmen ist jede Stérung der Feierlichkeiten
zu vermeiden. Besondere Auflagen der Gemeinde Bayerisch Gmain sind zu beachten.

(3) Ehrensalut darf nur mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung bzw. eines Beauftragten an dem von ihr zugewiesenen Platz
gegeben werden.

§25
Friedhofs- und Bestattungspersonal

(1) Die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Bestattung stehenden Verrichtungen auf dem Friedhof sind von der Gemeinde
Bayerisch Gmain hoheitlich auszufiihren, insbesondere

a) das Ausheben und Verfiillen des Grabes,

b) das Versenken des Sarges und die Beisetzung von Urnen,

c) die Uberfiihrung des Sarges/der Urne vom Leichenhaus zur Grabstatte einschlieRlich der Stellung der Trager,

d) die Ausgrabung und Umbettung (Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie Urnen) einschliellich notwendiger
Umsargungen,

e) das Ausschmiicken des Aufbahrungsraums und der Aussegnungshalle (Grundausstattung mit Trauerschmuck).

Die Gemeinde Bayerisch Gmain kann mit der Durchfiihrung der hoheitlichen Tatigkeiten ein Bestattungsunternehmen als Erfil-
lungsgehilfen beauftragen.

(2) Auf Antrag kann die Gemeinde Bayerisch Gmain von der Inanspruchnahme des Tragerpersonals nach Abs. 1c) und der
Ausschmickung nach Abs. 1e) befreien.

§ 26
Bestattung

(1) Bestattung im Sinne dieser Satzung ist die Erdbestattung von Leichen oder Leichenteilen sowie die Beisetzung von Aschen-
urnen unter der Erde. Die Bestattung ist durchgefiihrt, wenn das Grab eingefillt oder das Urnenerdgrab geschlossen ist.

(2) Eine Stunde vor Beginn der Beerdigung wird der Sarg geschlossen. Nach Abschluss der religidsen Handlungen wird der
Trauerzug von einem Vertreter des Bestattungsinstituts zum Grabe gefiihrt.
(3) Nicht verwendet werden darf ein Sarg aus schwer verrottbarem Material (z.B. massive Eiche, Metall, Kunststoff usw.).

§27
Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt

(1) Bestattungen sind unverziiglich nach Eintritt des Todes der Gemeinde Bayerisch Gmain anzuzeigen,; die erforderlichen Un-
terlagen sind vorzulegen.

(2) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt das Bestattungsinstitut im Benehmen mit der Friedhofsverwaltung, den Hinterbliebenen,
ggf. einem weiteren Bestattungsunternehmen und ggf. mit dem/den zustandigen Pfarramt/-amtern fest.

§28
Ruhefrist

Die Ruhefrist fur alle Erdgraber wird auf 12 Jahre festgesetzt. Die Ruhefrist fiir Urnenerdgrabstatten betragt 10 Jahre.

§29
Exhumierung und Umbettung

(1) Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und Urnen bedarf unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vorschriften der vorhe-
rigen Erlaubnis der Gemeinde Bayerisch Gmain.

(2) Soweit Exhumierungen von Leichen nicht vom Gericht oder einer Behérde angeordnet werden, sollen sie nur in den Monaten
Oktober bis Marz und zwar auerhalb der Besuchszeiten erfolgen.

(3) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines Antrages des Grabnutzungsberechtigten.
(4) Angehorige und Zuschauer diirfen der Exhumierung bzw. Umbettung nicht beiwohnen.

(5) Im Ubrigen gilt § 21 BestV.

V. Schlussbestimmungen

§30
Anordnungen und Ersatzvornahme

(1) Der Friedhofstrager kann zur Erfillung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen fiir den Einzelfall
erlassen. Diesen Anordnungen ist unverzuglich Folge zu leisten.
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(2) Werden die in dieser Satzung festgelegten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erflillt, kann die Gemeinde Bayerisch Gmain
die Handlung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen oder vornehmen lassen. Die Ersatzvornahme ist vorher schriftlich an-
zudrohen. Dabei ist eine angemessene Frist zu setzen. Ist der Aufenthaltsort des Pflichtigen nicht mehr zu ermitteln, so
ersetzt die offentliche Bekanntmachung die an den Pflichtigen adressierte schriftliche Androhung. Einer vorherigen Andro-
hung und einer Fristsetzung bedarf es nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist und die Ersatzvornahme zur Abwehr
einer drohenden Gefahr notwendig ist.

§ 31
Haftungsausschluss

Die Gemeinde Bayerisch Gmain tGbernimmt fiir die Beschadigungen, die durch nicht satzungsgemaRe Benutzung der Friedhofs-
anlagen entstehen und fiir Schaden, die durch Beauftragte dritter Personen verursacht werden, keine Haftung.

§ 32
Zuwiderhandlungen

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. mit § 17 OwiG kann mit GeldbuRe von mindestens zehn Euro und héchstens 1000, — Euro
belegt werden wer:

a) den Vorschriften liber den Benutzungszwang zuwiderhandelt,

b) die erforderliche Erlaubnis der Gemeinde Bayerisch Gmain nicht einholt,

c) die erstmalige Anlage, Pflege und Instandhaltung der Grabstatten nach den §§ 15 bis 20 nicht satzungsgemaf vor-
nimmt,

d) sich entgegen den Bestimmungen dieser Satzung nicht ruhig und der Wiirde des Ortes entsprechend verhalt oder die
festgelegten Verbote missachtet.

§33
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Bayerisch Gmain Uber die Benutzung des gemeindlichen Friedhofs und Leichen-
hauses vom 18.05.2010 auRer Kraft.

Bayerisch Gmain, den 19. Dezember 2023

Gemeinde Bayerisch Gmain

Armin Wierer, Erster Burgermeister

Bek. Nr. 11
Gemeinde Bayerisch Gmain

Friedhofsgebiihrensatzung (FGS)

Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes und Art. 20 des Kostengesetzes erlasst die Gemeinde Bayerisch
Gmain, nachfolgend Gemeinde genannt, folgende Satzung:

§1
Gebiihrenpflicht und Gebiihrenarten

(1) Die Gemeinde erhebt fur die Inanspruchnahme ihrer Bestattungseinrichtungen sowie fiir damit in Zusammenhang stehende
Amtshandlungen Gebihren.

(2) Als Gebuhren werden erhoben:
a) eine Grabnutzungsgebdihr (§ 4)
b) Bestattungsgebihren (§ 5)
c) Sonstige Gebihren und Kostenerstattungen (§ 6)

(3) Alle Gebuhren und sonstige Leistungen der Gemeinde sowie Kostenerstattungen sind Nettogebulihren. Soweit dartiber hinaus
Mehrwertsteuer durch Leistungen von Bestattungsunternehmen entsteht wird diese zusatzlich in der vorgeschriebenen Héhe
durch die Unternehmen erhoben.

§2
Gebiihrenpflichtige

(1) Gebuhrenschuldner ist,
a) wer zur Tragung der Bestattungskosten gesetzlich verpflichtet ist,
b) wer den Antrag auf Benutzung der Bestattungseinrichtung gestellt hat,
c) wer das Nutzungsrecht an einer Grabstatte erwirbt,
d) wer den Auftrag zu einer Leistung erteilt hat.

(2) Mehrere Gebuhrenpflichtige sind fiir die jeweilige Leistung Gesamtschuldner.

(3) Bei Verlangerung des Grabnutzungsrechtes sind die Grabgebiihren vom Grabnutzungsberechtigen zu tragen.
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§3
Entstehen einer Gebiihr

(1) Die Grabnutzungsgeblhr entsteht mit der Zuteilung oder Verlangerung des Nutzungsrechts eines Grabes, und zwar
a. Dbei erstmaliger Zuteilung des Nutzungsrechts fir die Dauer der Ruhefrist nach § 28 der Friedhofssatzung (FS).,
b. bei der Verlangerung des Nutzungsrechts nach Ablauf der Ruhefrist fir den Zeitraum der Verlangerung,

c. bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer Urne in einem Grab, fiir das die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen
ist, fur die Zeit vom Ablauf des bisherigen Nutzungsrechts bis zum Ablauf der neuen Ruhefrist.

(2) Die Bestattungsgebuhren (§ 5) entstehen mit der Inanspruchnahme der gebihrenpflichtigen Leistung.
(3) Die sonstigen Geblihren und die Kostenerstattungen (§ 6) entstehen mit der Inanspruchnahme der jeweiligen Leistung.
(4) Die Gebihr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids fallig.

§4
Grabnutzungsgebiihr

(1) Die Grabnutzungsgebdhr betragt fiir ein 12-jahriges Nutzungsrecht

a) eine Einzelgrabstatte (Reihengrab) 583,00 Euro
eine Doppelgrabstétte (Reihengrab) 1.167,00 Euro
eine Dreiergrabstatte (Reihengrab) 1.751,00 Euro
b) eine Einzelgrabstatte (Weggrab) 729,00 Euro
eine Doppelgrabstatte (Weggrab) 1.459,00 Euro
eine Dreiergrabstatte (Weggrab) 2.626,00 Euro
c) eine Einzelgrabstatte (Randgrab) 875,00 Euro
eine Doppelgrabstatte (Randgrab) 2.043,00 Euro
eine Dreiergrabstatte (Randgrab) 3.064,00 Euro
d) eine Urnengrabstatte mit Grabmal und 10-jahrigem Nutzungsrecht 291,00 Euro
eine Urnengrabstatte mit Platte und 10-jahrigem Nutzungsrecht 233,00 Euro
eine Urne in Schachten anonym und 10-jdhrigem Nutzungsrecht 137,00 Euro

(2) Eine Verlangerung des Grabnutzungsrechtes ist moglich. Hierfir wird ein Jahresbetrag in gleicher Héhe erhoben. Bei einer
Verlangerung der Ruhefrist wegen einer weiteren Belegung der Grabstétte gilt § 3 Abs. 1 ¢).

§ 5 Bestattungsgebiihren

(1) Benutzung des Leichenhauses

Die Gebuhr fur die Benutzung des Leichenhauses betragt je angefangenem Benut- 106,00 Euro
zungstag

(2) Benutzung der Kiihlanlage

Die Gebuhr fir die Benutzung der Kiihlanlage betragt je angefangenem Benutzungstag 17,50 Euro

3) Durchfiihrung der Bestattung

a) Die Kosten fir die Bestattung, Umbettung und Ausschmiickung des Leichenhauses
gemal den Bestattungsvorschriften der Friedhofssatzung sind direkt mit dem Bestat-
tungsinstitut zu vereinbaren und abzurechnen. Weitere Gebuhren, die die durch das Be-
stattungsunternehmen der Gemeinde in Rechnung gestellt werden, sind der Gemeinde
zu erstatten.

b)
Sofern das gemeindliche Friedhofs- und Bestattungspersonal auf Veranlassung des Grab-
nutzungsberechtigten fur Bestattungsdienstleistungen herangezogen wird, betragt das Ent- 93,00 Euro
gelt pro Person je Stunde
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§ 6 Sonstige Gebiihren und Kostenerstattung

(1) Verwaltungsgebiihren

a Die Gebiihr fiir die Ausstellung einer Graburkunde betragt 23,96 Euro
b Die Gebuhr fir die Umschreibung des Grabnutzungsrechts betragt 46,78 Euro
c Die Gebiihr fiir die Erlaubnis ein Grabmal zu errichten betragt 46,78 Euro
d Die Gebuhr fir die Erlaubnis ein Grabmal vor Ablauf der Ruhefrist zu entfernen betragt 46,78 Euro
e Die Gebiihr bei Uberfilhrung einer Leiche nach auswirts betragt 93,56 Euro

(2) Kostenerstattung

Fur sonstige Leistungen, die in dieser Satzung nicht aufgefiihrt sind, werden gesonderte
Vereinbarungen uber die Kostenerstattung getroffen. Das fur solche Leistungen erho- 93,56 Euro
bene Entgelt bestimmt sich nach den tatsachlichen bzw. zeitlichen Aufwendungen. Das
gilt auch, wenn eine Vereinbarung nicht getroffen wurde. Das Entgelt betragt pro Person
je Stunde

§7

Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebihrensatzung vom 18.05.2010 auf3er Kraft.
Bayerisch Gmain, den 19. Dezember 2023
Gemeinde Bayerisch Gmain

Armin Wierer, Erster Burgermeister

Bek. Nr. 12
Gemeinde Bayerisch Gmain

Satzung der Kinderkrippe Bayerisch Gmain
(Kinderkrippensatzung)

Aufgrund Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr.1 der Gemeindeordnung erlasst die Gemeinde Bayerisch Gmain folgende Satzung fur die
Kindertageseinrichtung (Kinderkrippe):
§ 1 Gesetzliche Grundlagen und Geltungsbereich

Die Gemeinde Bayerisch Gmain (Trager) unterhalt die Kinderkrippe Bayerisch Gmain (Einrichtung) in freigemeinnitziger Trager-
schaft nach MalRgabe der gesetzlichen Bestimmungen.

Die Satzung der Kinderkrippe gilt sowohl fiir den Trager als auch fir alle Personensorge- bzw. andere Erziehungsberechtigte, die
ihre Kinder in der Kinderkrippe
Bayerisch Gmain angemeldet haben.
Fiir Kinder nach Vollendung des 3. Lebensjahres in der altershomogenen Gruppe (Ubergangsgruppe) gelten die gesetzlichen
Bestimmungen fir Kindergarten nach Art. 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BayKiBiG.

§ 2 Elternbeirat
Entsprechend Art. 14 11l BayKiBiG wird ein Elternbeirat eingerichtet. Die Wahl soll nach der Wahlordnung zu Bildung und Ge-
schaftsgang der Elternbeirate in bayerischen Kindertageseinrichtungen (ABK-Beschluss vom 12.10.2005 in der Fassung vom

18.08.2011, hilfsweise in der jeweils gltigen Form) erfolgen.

Die Rechte und Pflichten des Elternbeirats im Einzelnen richten sich nach Art. 14 BayKiBiG.

§ 3 Anmeldung

Das aufzunehmende Kind ist schriftlich durch den Personensorgeberechtigten (bei gemeinsamer elterlicher Sorge: beide Eltern-
teile) bei der Leitung der Kinderkrippe anzumelden.

Zugleich mit der Anmeldung hat der Personensorgeberechtigte in einer Betreuungsvereinbarung die Betreuungszeiten des Kindes
in der Einrichtung fur das Betreuungsjahr (01.09. — 31.08.) verbindlich festzulegen.
§ 4 Aufnahme/ Vormerkung

Die Hochstzahl der in der Einrichtung aufzunehmenden Kinder betragt 12 Kinder pro Krippengruppe. Die Kinderkrippe ist drei-
gruppig. In der altershomogenen Gruppe betragt die Anzahl der Kinder 15.
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a) In den Krippengruppen kénnen Kinder nach MaRRgabe der gegebenen Kapazitat, die wenigstens 1 Jahr alt sind und das 3.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und

- die ihren Hauptwohnsitz in der Gemeinde Bayerisch Gmain haben. Die Aufnahme erfolgt fir die in der Gemeinde woh-
nenden Kinder unbefristet, bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres oder

- Kinder mit Inklusionshintergrund, die integrationsfahig sind (s. § 5) oder
- Gastkinder, soweit weitere freie Platze verfligbar sind. Die Aufnahme beschrankt sich auf das jeweilige Betreuungsjahr

aufgenommen werden.

b) In der altershomogenen Gruppe kénnen Kinder die mindestens 2,8 Jahre alt sind und das 4. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben und

- die ihren Hauptwohnsitz in der Gemeinde Bayerisch Gmain haben. Die Aufnahme erfolgt fur die in der Gemeinde woh-
nenden Kinder unbefristet, bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres, oder

- Kinder mit Inklusionshintergrund, die integrationsfahig sind (s. § 5), oder
- Gastkinder, soweit weitere freie Platze verfligbar sind. Die Aufnahme beschrankt sich auf das jeweilige Betreuungsjahr,
aufgenommen werden.

Die Aufnahme von Gastkindern in den Krippengruppen und in der altershomogenen Gruppe kann widerrufen werden, wenn der
Platz fiir ein Kind aus dem Gemeindegebiet benétigt wird; die betroffenen Personensorgeberechtigten sowie deren Aufenthalts-
gemeinde sollen vorab gehort werden.

Voraussetzung fir die Aufnahme ist in jedem Fall die Vorlage einer arztlichen Bescheinigung tber die gesundheitliche Eignung
des Kindes zum Besuch der Kinderkrippe.

Die Personensorgeberechtigten haben dabei wahrheitsgemafie Angaben zum Kind und zu ihrer Person zu machen, soweit diese
fur die Aufnahme des Kindes erforderlich sind. Dabei haben sie Unterlagen und Nachweise beizubringen, die von der Gemeinde
Bayerisch Gmain aufgrund des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) (z. B. Nachweis tber den Impfschutz gegen Masern) und auf-
grund des BayKiBiG zur Geltendmachung der kindbezogenen Férderung gegeniiber dem Freistaat Bayern benétigt werden (z.B.
Nachweis der Migranteneigenschaft, Vorlage des Nachweisheftes flr VVorsorgeuntersuchungen (Art. 27 BayKiBiG) etc.)

Die Aufnahme beschrankt sich auf den vertraglich vereinbarten Zeitraum.

Kommt ein Kind nicht zum angemeldeten Termin und wird es nicht entschuldigt, kann der Platz im nachsten Monat anderweitig
vergeben werden. Die Gebuhrenpflicht bleibt hiervon unbertihrt.

Die Vergabe der Platze erfolgt nachfolgenden Kriterien:

1. Kinder der Gemeinde Bayerisch Gmain haben Vorrang vor Kindern anderer Gemeinden,

2. Kinder, deren Mutter oder Vater alleinerziehend und berufstatig sind;

3. Kinder, deren Familien sich in einer besonderen Notlage befinden;

4. Kinder, die im Interesse einer sozialen Integration der Betreuung in einer Kindertageseinrichtung bedurfen;

Bei gleicher Dringlichkeit entscheidet das Datum der ordnungsgemafRen und vollstandigen Anmeldung. Zum Nachweis der Dring-
lichkeit sind auf Anforderung entsprechende Belege beizubringen.

Ist die zulassige Belegung erreicht, werden die Anmeldungen in eine Vormerkliste (Warteliste) eingetragen. Diese werden ent-
sprechend den Kriterien in Ziff. Il und — bei Vorliegen gleicher Voraussetzungen - in der Reihenfolge der Eintragung in der Vor-
merkliste beriicksichtigt, sobald sich eine neue Aufnahmemaglichkeit bietet.

§ 5 Inklusion

Ein Kind, das behindert oder von Behinderung bedroht ist, wird aufgenommen, wenn es integrationsfahig ist. Ausgeschlossen ist
jedoch die Aufnahme von Kindern

- mit primarer Sinnesschadigung (z.B. gehorlos, blind, starke Sehbehinderung)

- mit sehr hohem arztlichen/ medizinischen Versorgungsaufwand

- Kinder, die aufgrund besonderer Hilfsmittel die Einrichtung nicht bzw. nur mit erheblichem Mehraufwand erreichen kén-
nen.

Zur Klarung der Integrationsfahigkeit eines behinderten oder von Behinderung bedrohten Kindes sind vor Aufnahme zwingend
Gesprache mit der padagogischen Leitung, dem Heilpadagogischen Fachdienst der Friihférderung, dem behandelnden Arzt und
Psychologen und den Eltern des Kindes zu fiihren.

Die Aufnahme eines behinderten oder von Behinderung bedrohten Kindes erfolgt mit einer Probezeit von 3 Monaten. Wahrend
der Probezeit kann die Aufnahme von der Einrichtung mit einer Frist von 4 Wochen widerrufen/gekiindigt werden.
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§ 6 Offnungs- und SchlieBzeiten

Das jeweilige Betriebsjahr der Kinderkrippe beginnt am 01.09. eines Jahres und endet am 31.08. des darauffolgenden Jahres.
Das Betriebsjahr entspricht dem Betreuungsjahr.

Die Kinderkrippe ist regelmafig Montag bis Donnerstag von 07.30 Uhr bis 16.00 Uhr gedffnet, Freitag von 07.30 Uhr bis 14.00
Uhr, nicht jedoch an gesetzlichen Feiertagen.

Bei dringenden beruflichen Griinden besteht fiir Eltern die Mdglichkeit, ihr Kind bereits um 7.00 Uhr (Montag — Freitag) zu bringen.
Diese Bringzeit ist bindend und kann nur vierteljahrlich geédndert werden.

Die Kinderkrippe bleibt wahrend folgender Zeiten geschlossen:

- vom 24.12. (Heiligabend) bis einschlieBlich 6. Januar (Heiligdreikénig)
- 3 Wochen wahrend der bayerischen Schulsommerferien
- Wahlweise eine Woche wahrend der Pfingst- und Osterferien, jedoch maximal 30 SchlieRtage pro Krippenjahr.

Darliber hinaus behalt sich die Einrichtung vor, aus betrieblichen Griinden zusatzlich zu den zuvor angegebenen Zeiten an ein-
zelnen Tagen zu schliel®en, héchstens jedoch 6 Tage pro Jahr (Fortbildungen, Klausurtag, 1 Tag Betriebsausflug etc.).

Die jeweiligen SchlieRzeiten werden rechtzeitig durch Aushang bekannt gegeben.

Der Tréger ist berechtigt, die Offnungszeiten der Einrichtung aus betrieblichen oder personellen Griinden — grundsétzlich nach
vorheriger Anhorung des Elternbeirats - zu &ndern oder die Einrichtung voriibergehend zu schlielen. Die Eltern werden bei vor-
hersehbaren Anderungen oder SchlieRungen mit angemessener Vorlauffrist informiert, bei unvorhersehbaren Anderungen, insb.
im Fall héherer Gewalt, unverziiglich benachrichtigt.

Schadenersatzanspriiche gegen den Trager ergeben sich aus berechtigter Schliefung nicht bzw. werden vorsorglich vollumfang-
lich ausgeschlossen.

§ 7 Buchungs- und Nutzungszeiten
L.

Der Personensorgeberechtigte legt mit der Anmeldung des Kindes durch

Betreuungsvereinbarung verbindlich die tagliche Betreuungszeit fiir das Kind wahrend des Betreuungsjahres fest, dies unter Be-
achtung der Offnungs- und SchlieRzeiten der Kinderkrippe. Die Eingewdhnung gestaltet sich gestaffelt und ist Teil des Bildungs-
und Betreuungsvertrags.

Um die Ziele des Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrages nach BayKiBiG zu
erreichen, ist es notwendig, dass die Uberwiegende Zahl der zu betreuenden Kinder
regelmaRig durchschnittlich 20 Stunden pro Woche die Einrichtung besucht.

Grundsatzlich gelten deshalb als Mindestbuchungszeit taglich 4 Stunden bzw. wéchentlich 20 Stunden.
Eine Anderung der Buchungskategorien wéhrend des laufenden Krippenjahres ist nur méglich

e bei Anderung der beruflichen Situation der Personenberechtigten oder

e  bei Kindern, deren Familie sich in einer besonderen Notlage befindet.

Fiir die Anderung ist ein entsprechender Nachweis bei der Krippenleitung vorzulegen.

In diesem Fall haben der Personensorgeberechtigte oder die Einrichtung die Anderung der Betreuungszeit grundsétzlich bis zum
15. des laufenden Monats schriftlich dem anderen Teil mitzuteilen und zu verlangen, dass die Betreuungsvereinbarung entspre-
chend angepasst wird.

Die Anderung der Buchungszeiten kann insbesondere abgelehnt werden, wenn nicht ausreichend qualifiziertes Personal zur
Verfugung gestellt werden kann.

Die Betreuungszeit des Kindes kann grundsatzlich von minimal taglich 4 Stunden bis maximal 9 Stunden gebucht werden, dies
grundsatzlich von Montag bis Donnerstag moglich ist. Am Freitag schlie3t die Kinderkrippe bereits um 14.00 Uhr.

Ml
Als tagliche Kernzeit fur die zu erbringende Bildungs- und Erziehungsarbeit wird die Zeit von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr festgesetzt,
wobei in der Zeit von 12.30 Uhr bis 14.00 Uhr Mittagsruhe gehalten wird und Kinder wahrend dieser Zeit nicht abgeholt werden
kénnen.
Bitte halten Sie selbststéndig lhre verbindlichen Bring- und Abholzeiten ein, da wir lhnen ansonsten, nach schriftlicher Mitteilung,
die nachste Buchungskategorie berechnen missen.

§ 8 Elternbeitrag
I
Der Elternbeitrag ist 12 x im Jahr pro Kalendermonat zu bezahlen, unabhangig von den SchlieRzeiten der Einrichtung, Fehlen

des Kindes aufgrund Krankheit oder sonstiger Umsténde, etc.

Fiir den Monat der Aufnahme des Kindes ist der volle Elternbeitrag zu leisten. Diese Regelung gilt entsprechend fiir eine Anderung
der Buchungszeiten oder Beendigung des Kinderkrippenbesuchs.
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Der Elternbeitrag ist unbar zu leisten (grundsatzlich per Lastschrifteinzug) und monatlich im Voraus bis zum 3. Werktag eines
Monats fallig (Gutschrift auf dem Konto des Tragers).

.
Fir die Kinderkrippe und die altershomogene Gruppe in Bayerisch Gmain werden folgende Buchungszeiten angeboten:

a) Buchungskategorie |

durchschnittliche tagliche Besuchszeit von 4 bis 5 Stunden
b) Buchungskategorie Il

durchschnittliche tagliche Besuchszeit von 5 bis 6 Stunden
c) Buchungskategorie Il

durchschnittliche tagliche Besuchszeit von 6 bis 7 Stunden
d) Buchungskategorie IV

durchschnittliche tagliche Besuchszeit von 7 bis 8 Stunden
e) Buchungskategorie V

durchschnittliche tagliche Besuchszeit von 8 bis 9 Stunden

Die Hohe des Elternbeitrags fur Kinder in den Krippengruppen oder in der altershomogenen Gruppe fiir Kinder bis zum vollende-
ten 3. Lebensjahr richtet sich nach den Buchungszeiten. Dieser betragt bei taglichen Buchungszeiten von

a) Buchungskategorie | € 220,00
b) Buchungskategorie Il € 240,00
c) Buchungskategorie IlI € 260,00
d) Buchungskategorie IV € 280,00

e) Buchungskategorie V € 300,00

Der Zuschuss nach Art. 23 Abs. 3 BayKiBiG betragt 100,00 € pro Monat und wird fiir die Zeit vom 1. September des Kalender-
jahres, in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet, bis zum Schuleintritt gewahrt. Der Zuschuss entfallt, wenn der Schulbe-
such trotz Schulpflicht verweigert wird.

Fir die Zeit der Eingewdhnung wird der Elternbeitrag zumindest fiir den Monat der Aufnahme auf pauschal 110 € reduziert.

Die Hohe des Elternbeitrags in der altershomogenen Gruppe fiir Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr richtet sich nach den
Buchungszeiten. Dieser betragt bei taglichen Buchungszeiten von

a) Buchungskategorie | € 95,00
b) Buchungskategorie Il € 105,00
c) Buchungskategorie IlI € 115,00
d) Buchungskategorie IV € 125,00
e) Buchungskategorie V € 135,00

Ubersteigt der Zuschuss in Héhe von 100,00 € den Elternbeitrag, ist keine Auszahlung méglich.

Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, fir einen regelmafigen und kontinuierlichen Besuch der Kinder unter Beachtung
der jeweiligen Buchungszeit zu sorgen.

Besuchen zwei oder mehr Kinder aus einer Familie die Einrichtung, kann auf Antrag die Gebuhr ermaRigt werden:

- fur das zweite Kind um € 20,00
- fir das dritte Kind um € 50,00

Der Trager ist berechtigt, den Elternbeitrag - nach vorheriger Anhdrung des Elternbeirats - nach billigem Ermessen durch schrift-
liche Erklarung neu zu bestimmen, § 315 BGB.

Il
Spiel- und Portfoliogeld

Neben dem Elternbeitrag werden fir jedes Kind Spiel- und Portfoliogebiihren erhoben in Héhe von

- Spielgeld: monatlich € 5,00
- Portfoliogeld: monatlich € 3,00

Das Spielgeld dient der Beschaffung von Bastelmaterial und Spielsachen; das Portfoliogeld erméglicht die zielgerichtete Samm-
lung von Dokumenten (z.B. Beobachtungen, Werke der Kinder, Fotos etc.) und zeigt Lern- und Entwicklungsprozesse sowie
Veranderungen des Kindes auf, um diese zu dokumentieren und zu reflektieren.

Die Hohe des Spiel- und Portfoliogeldes kann vom Trager ebenfalls entsprechend den Regelungen zur Anpassung des Eltern-
beitrags abgeandert werden.

V.
Verpflegungsgeld

Kinder die die Kinderkrippe ganztags besuchen oder tuber Mittag anwesend sind,

kénnen nach Bedarf in der Kinderkrippe ein Mittagessen einnehmen. Die Anmeldung zur Mittagsverpflegung ist bindend. Bei
Abwesenheit des Kindes muss das Verpflegungsgeld nicht gezahlt werden, wobei die Abwesenheit 14 Tage im Voraus (aulRer
bei Krankheit) bei der Krippenleitung gemeldet werden muss. Aus abrechnungstechnischen Griinden ist im Monat August keine
Abmeldung vom Mittagessen moglich.

Das Verpflegungsgeld betragt 2,80 € pro Mahlzeit.
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Die Hohe des Verpflegungsgeldes kann vom Trager ebenfalls entsprechend den Regelungen zur Anpassung des Elternbeitrags
abgeandert werden.

Das Verpflegungsgeld ist unbar zu leisten (grundsatzlich per Lastschrifteinzug) und im nachfolgenden Monat bis zum 3. Werktag
fallig (Gutschrift auf dem Konto des Tragers). Das Verpflegungsgeld fur den Monat August ist bis zum 03.08. des jeweiligen Jahres
fallig.

Das Mittagessen wird frisch zubereitet und auf die Bedirfnisse der Kinder abgestimmt. Es besteht jedoch kein Anspruch auf
spezielle Nahrungsmittel.

§ 9 Aufsicht (Holen und Bringen)

Die Personensorgeberechtigten haben fiir die Betreuung der Kinder auf dem Weg zur und von der Kinderkrippe zu sorgen. Die
Personensorgeberechtigten ibergeben die Kinder zu Beginn der Betreuungszeit dem padagogischen Personal und holen sie
nach Beendigung der Betreuungszeit beim padagogischen Personal in der Einrichtung wieder ab. Die Aufsichtspflicht des Perso-
nals beginnt mit der Ubernahme der Kinder im Geb&ude oder dem Grundstiick der Kinderkrippe und endet sobald die Personen-
sorgeberechtigten oder abholberechtigten Personen, die Kinder im Gebaude oder auf dem Grundstiick in Empfang genommen
haben. Die abholberechtigen Personen missen sich durch Vorlage eines Ausweises/Reisepasses ausweisen kdnnen.

Als sonstige zur Abholung berechtigte Personen gelten nur und ausschlieBlich Personen, fir die im Voraus schriftlich durch die
Personensorgeberechtigen erklart wurde, dass sie zur Abholung des Kindes berechtigt sind sowie — im Fall der Nichtabholung -
Mitarbeiter des o6rtlich zustandigen Jugendamtes oder einer Inobhutnahme-Einrichtung.

Wird das Kind nicht rechtzeitig abgeholt und sind die Personensorgeberechtigten nicht erreichbar, ist die Einrichtung gehalten,
eine fur die weitere Betreuung des Kindes erforderliche und angemessene Regelung zu treffen. Als letzte Mdglichkeit kommt eine
Heimunterbringung (Inobhutnahme) in Betracht. Die durch eine verspatete Abholung oder Nichtabholung entstandenen Kosten
kénnen den jeweiligen Personensorgeberechtigten zusatzlich in Rechnung gestellt werden.

Die Aufsichtspflicht der Einrichtung besteht nicht, wenn das Kind in Begleitung seiner Personensorgeberechtigten bzw. in Beglei-
tung von durch die Personensorgeberechtigten beauftragten Personen eine Veranstaltung der Einrichtung besucht und diese dort
mit ihm anwesend sind.

§ 10 Haftung
Es wird keine Haftung Gbernommen flr den Verlust von

- Schmuckstiicken und sonstigen besonders wertvollen Gegenstanden und
- Gegenstanden die Ublicherweise Kleinkindern nicht mitgegeben werden

Im Ubrigen haftet der Trager nach MafRgabe der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen.
Fir Schaden, die den Benutzern der Kinderkrippe durch Dritte zugefiigt werden, haftet die Gemeinde Bayerisch Gmain nicht.
Dritte im Sinne dieser Regelung sind insbesondere Kinder oder deren Personensorgeberechtigten. Eine Haftung der Gemeinde
Bayerisch Gmain wegen einer evtl. Verletzung der Aufsichtspflicht bleibt hiervon unberihrt.

§ 11 Weitere Pflichten im Fall von Krankheit

Erkrankt ein Kind, mussen es die Personensorgeberechtigten bis zur vélligen Genesung zu Hause behalten. Wenn ein Kind an
einer meldepflichtigen, Ubertragbaren Krankheit i.S.d. §§ 34 i.V.m. 33 des Infektionsschutzgesetzes leidet oder in der Wohnge-
meinschaft des Kindes eine Ubertragbare Krankheit i.S.d. §§ 34 i.V.m. 33 Infektionsschutzgesetz aufgetreten ist, darf es die
Kinderkrippe nicht besuchen, bis der behandelnde Arzt durch arztliche Bescheinigung bestatigt, dass eine Weiterverbreitung der
Krankheit durch das Kind nicht mehr zu beflirchten ist. In all diesen Fallen ist die Einrichtung unverzuglich zu benachrichtigen.

Kinder, die Symptome einer Infektionskrankheit aufweisen (z.B. Husten oder Schnupfen), sollen die Kinderkrippe nicht besuchen;
damit soll der Ausbreitung von Krankheiten und der Ansteckung von Kindern oder anderer Personen vorgebeugt werden. Die
Krippenleitung ist berechtigt, von den Personensorgeberechtigten einen arztlichen Nachweis zu verlangen, wenn Zweifel Gber
das Vorliegen einer Infektionskrankheit bestehen.

Bei einem vermuteten oder tatsachlich auftretenden Lausebefall beim Kind oder einer Person in dessen Wohngemeinschaft darf
das Kind die Einrichtung erst nach einer korrekten Behandlung wieder besuchen. Die Krippenleitung ist berechtigt, sich dies von
den Personensorgeberechtigten schriftlich bestatigen zu lassen.

Kinder bzw. deren Sorgeberechtigte und Familienangehérige diirfen im Falle von Erkrankungen, die in § 34 Infektionsschutzge-
setz (IfSG) genannt sind, die Kinderkrippe und die fiir den Betrieb der Einrichtung dienenden Raume nicht betreten, Einrichtungen
der Kinderkrippe nicht benutzen und auch nicht an Veranstaltungen der Kinderkrippe teilnehmen. Die Personensorgeberechtigten
haben die Krippenleitung unverziiglich zu informieren, wenn einer der o0.g. Krankheitsfélle vorliegt. Der erneute Besuch der Kin-
derkrippe ist nach dem IfSG dann wieder zulassig, wenn die ansteckende Erkrankung abgeklungen ist bzw. nach arztlichem Urteil
eine Weiterverbreitung der Erkrankung nicht mehr zu befiirchten ist.

§ 12 Ausschluss aus der Kinderkrippe

Ein Kind kann vom weiteren Besuch der Kinderkrippe bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ausgeschlossen werden, insbeson-
dere wenn

- das Kind tber 2 Wochen unentschuldigt fehlt,

- es erkennbar ist, dass die Personensorgeberechtigten an einem regelmaRigen Besuch ihres Kindes in der Kinderkrippe
nicht interessiert sind,
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- die Personensorgeberechtigten das Kind wiederholt nicht, plnktlich gebracht oder abgeholt haben,

- die Personensorgeberechtigten wiederholt und nachhaltig gegen Regelungen der Betreuungsvereinbarung verstoRRen,
insbesondere die vereinbarten Buchungskategorien insoweit nicht einhalten,

- das Kind aufgrund schwerer Verhaltensstérungen sich oder andere gefahrdet, insbesondere wenn eine heilpadagogi-
sche Behandlung angezeigt erscheint,

- die Personensorgeberechtigten ihren Zahlungsverpflichtungen trotz Mahnung innerhalb der von der Gemeinde Baye-
risch Gmain gesetzten Mahnfrist nicht nachgekommen sind,

- der Kinderkrippenplatz aufgrund von falschen Angaben seitens der Personensorgeberechtigten erlangt wurde.
Ein Kind muss voriibergehend vom Besuch der Kinderkrippe ausgeschlossen werden, wenn der Verdacht besteht, dass es ernst-
haft erkrankt ist oder es geman §§ 33, 34 Infektionsschutzgesetz die Kinderkrippe nicht besuchen darf.
Der Ausschluss ist vorher schriftlich anzudrohen. Den Personensorgeberechtigten ist hierbei Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

§ 13 Beendigung/ Kiindigung des Krippenplatzes

Das Besuchsverhaltnis endet automatisch mit Ablauf des Krippenjahres, in dem das Kind 4 Jahre alt wird, ohne dass es eigens
einer Kiindigung bedarf. Grundsatzlich gelten die ersten 4 Wochen nach Neuaufnahme als Probezeit; wahrend der Probezeit ist
eine Kiindigung des Vertrages ohne Angaben von Griinden jederzeit mit einer Frist von einer Woche zuldssig.
Im Ubrigen kann der Kinderkrippenplatz seitens der Einrichtung gekiindigt werden,

- wenn der Hauptwohnsitz des Kindes nicht mehr in Bayerisch Gmain liegt oder

- wenn gegen die Regelungen zur schriftlichen Vereinbarung der Nutzungszeit wiederholt verstoen wird.
Seitens der Personensorgeberechtigten kann das Besuchsverhaltnis ohne Angabe von Griinden gekiindigt werden.
Die Klindigung hat fir beide Seiten (Einrichtung/ Personensorgeberechtigte) schriftlich zu erfolgen, bis zum 15.ten des Vormonats
bei der Krippenleitung. Eine Abmeldung zum Ende des Betreuungsjahres muss spatestens bis zum 31. Mai erfolgen, da sie in
den letzten 3 Monaten (Juni, Juli, August) nicht méglich ist. Die schriftliche Kiindigung muss bis zum 15. Mai bei der Krippenleitung
vorliegen.
Das Recht zur fristlosen Kiindigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon fir beide Seiten unberihrt. Ein solches Recht auf fristlose
Kindigung durch den Trager ist insbesondere gegeben, wenn §12 der Krippensatzung erfiillt ist.

§ 14 Datenschutz

Fir die Bearbeitung und Verwaltung des Betreuungsvertrages sowie fur die Erhebung der Kostenbeitrdge werden folgende per-
sonenbezogene Daten in automatisierten Dateien gespeichert.

e Namen und Anschrift der Erziehungsberechtigten, Geburtsdaten aller Kinder sowie weitere zur kassenmafRigen Abwick-
lung erforderlichen Daten;
e Antragsdaten fiir eventuelle GebuhrenermafRigungen

Rechtsgrundlage fiir die Datenverarbeitung ist die Bayerische Gemeindeordnung (GO), das Bayerische Kommunalabgabenge-
setz (KAG), das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) sowie das Zwoélfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII).

Durch die Bekanntmachung dieser Satzung werden die betroffenen Erziehungsberechtigten/ Personenberechtigten gem. § 18
BayDSG uber die Aufnahme der in Abs. 1 genannten Daten automatisierten Dateien unterrichtet.
§ 15 Inkrafttreten
Diese Satzung der Kinderkrippe Bayerisch Gmain tritt zum 01.01.2024 in Kraft.
Mit Ablauf des 31.12.2023 tritt die Satzung fir die Kinderkrippe Bayerisch Gmain vom 12.07.2022 aul3er Kraft.
Bayerisch Gmain, den 19. Dezember 2023
Gemeinde Bayerisch Gmain

Armin Wierer, Erster Burgermeister
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Bek. Nr. 13
Gemeinde Bayerisch Gmain

Satzung fiir die Erhebung der Hundesteuer (Hundesteuersatzung — HStS)

Aufgrund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlasst die Gemeinde Bayerisch Gmain folgende Satzung
fur die Erhebung der Hundesteuer

§1
Steuertatbestand
'Das Halten eines (ber vier Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer gemeindlichen Jahresaufwandsteuer nach
MaRgabe dieser Satzung. 2MaRgebend ist das Kalenderjahr.

§2
Steuerfreiheit
Steuerfrei ist das Halten von

1. Hunden allein zu Erwerbszwecken, insbesondere das Halten von
a) Hunden in Tierhandlungen,

b) Hunden, die zur Bewachung von zu Erwerbszwecken gehaltenen Herden notwendig sind und zu diesem Zwecke
gehalten werden,

2. Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariterbundes, des Malteser-Hilfsdienstes, der Johanniter-Un-
fallhilfe oder des Technischen Hilfswerkes, die ausschlieBlich der Durchfiihrung der diesen Organisationen obliegenden
Aufgaben dienen,

3. Hunden ausschlieRlich zur Erfiillung &ffentlicher Aufgaben,

4. Hunden, die von Mitgliedern der Truppen oder eines zivilen Gefolges verbiindeter Stationierungsstreitkrafte sowie deren
Angehorigen gehalten werden,

5.  Hunden, die von Angehérigen auslandischer diplomatischer oder berufskonsularischer Vertretungen in der Bundesre-
publik Deutschland gehalten werden,

6. Hunden, die aus Griinden des Tierschutzes voriibergehend in Tierasylen oder ahnlichen Einrichtungen untergebracht
sind,

7. Hunden, die fiir Rettungshunde vorgesehenen Priifungen bestanden haben und als Rettungshunde fiir den Zivilschutz,
den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst zur Verfligung stehen,

8. Hunden, die fir Blinde, Taube, Schwerhdrige oder véllig Hilflose unentbehrlich sind.

§3
Steuerschuldner, Haftung
(1) 'Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. 2Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse seiner
Haushalts- oder Betriebsangehérigen aufgenommen hat. Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwah-
rung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen halt. “Alle in einen Haushalt oder einen Betrieb aufgenommenen
Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten.

(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, sind sie Gesamtschuldner.
(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentimer des Hundes fiir die Steuer.

§4
Wegfall der Steuerpflicht, Anrechnung

(1) Die Steuerpflicht entfallt, wenn ihre Voraussetzungen in weniger als drei aufeinander folgenden Monaten im Kalenderjahr
erfullt werden.

(2) 'Tritt an die Stelle eines verstorbenen oder verduRerten Hundes, fiir den die Steuerpflicht im Kalenderjahr bereits entstanden
und nicht nach Abs. 1 entfallen ist, bei demselben Halter ein anderer Hund, entfallt fir dieses Kalenderjahr die weitere
Steuerpflicht fiir den anderen Hund. 2Tritt in den Fallen des Satzes 1 an die Stelle eines verstorbenen oder veraufierten
Hundes ein Kampfhund, entsteht fir dieses Kalenderjahr hinsichtlich dieses Kampfhundes eine weitere Steuerpflicht mit
einem Steuersatz in Hohe der Differenz aus dem erhohten Steuersatz fur Kampfhunde und dem Steuersatz, der fur den
verstorbenen oder verauRerten Hund gegolten hat.

(3) 'Ist die Steuerpflicht eines Hundehalters fiir das Halten eines Hundes fiir das Kalenderjahr oder fiir einen Teil des Kalender-
jahres bereits in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland entstanden und nicht spater wieder entfallen, ist
die erhobene Steuer auf die Steuer anzurechnen, die dieser Hundehalter fir das Kalenderjahr nach dieser Satzung zu zahlen
hat. 2Mehrbetrage werden nicht erstattet.

§5
SteuermaBstab und Steuersatz
(1) 'Die Steuer betragt:

fur den ersten Hund 75,00 Euro,
fur den zweiten Hund 100,00 Euro,
fur jeden weiteren Hund 150,00 Euro,
fur jeden Kampfhund 900,00 Euro.

2Hunde fir die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewahrt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen.
3Hunde, fir die die Steuer nach § 7 ermaRigt wird, gelten als erste Hunde.

(2) 'Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassenspezifischer Merkmale, Zucht und Ausbildung von einer gesteigerten
Aggressivitat und Gefahrlichkeit gegeniiber Menschen oder Tieren auszugehen ist. 2Kampfhunde im Sinne dieser Vorschrift
sind alle in § 1 der Verordnung Uber Hunde mit gesteigerter Aggressivitat und Gefahrlichkeit genannten Rassen und Gruppen
von Hunden sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden.

§6
Ziichtersteuer
(1) Von Hundeziichtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse im zuchtfahigen Alter, darunter eine Hiindin,
zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer fiir Hunde dieser Rasse in der Form der Ziichtersteuer erhoben. § 2 Nr. 1 Buchstabe
a bleibt unberihrt.
(2) Die Zichtersteuer betragt fiir jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Halfte des Steuersatzes nach § 5.
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§7
SteuerermaBigungen
'Die Steuer ist um die Halfte ermaRigt fur

1. Hunde, die in Ein6den gehalten werden. 2Als Eindde gilt ein Anwesen, dessen Wohngebaude mehr als 500 m Luftlinie
von jedem anderen Wohngebaude entfernt sind.

2. Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjagern oder Inhabern eines Jagdscheines ausschlieRlich oder iberwiegend
zur Ausiibung der Jagd oder des Jagd- oder Forstschutzes gehalten werden, sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei
ist. 2Die Steuerermafigung tritt nur ein, wenn die Hunde die Brauchbarkeitspriifung oder eine ihr gleichgestellte Priifung
nach § 21 der Verordnung zur Ausfiihrung des Bayerischen Jagdgesetzes mit Erfolg abgelegt haben.

2Die SteuerermaBigung nach Satz 1 kann nur fiir jeweils einen Hund des Steuerpflichtigen beansprucht werden. *Sind sowohl die
Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 als auch des Satzes 1 Nr. 2 erfilllt, wird die Steuer nur einmal ermaRigt.

§8
Allgemeine Bestimmungen fiir Steuerbefreiung und SteuerermaRigung
(1) 'SteuerermaRigungen werden auf Antrag gewahrt. 2Der Antrag ist bis zum Ende des Kalenderjahres zu stellen, fiir das die
SteuerermaRigung begehrt wird. 3In dem Antrag sind die Voraussetzungen fiir die Steuervergiinstigung darzulegen und auf
Verlangen der Gemeinde glaubhaft zu machen. “MaRgebend fiir die SteuerermaRigung sind die Verhaltnisse zu Beginn des
Kalenderjahres. ®Beginnt die Hundehaltung erst im Laufe des Kalenderjahres, ist dieser Zeitpunkt entscheidend.

(2) Fur Kampfhunde wird keine Steuerbefreiung nach § 2 und keine SteuerermaRigung nach § 7 gewahrt.

§9
Entstehen der Steuerpflicht
Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des jeweiligen Kalenderjahres oder - wenn der Steuertatbestand erst im Verlauf eines Ka-
lenderjahres verwirklicht wird - mit Beginn des Tages, an dem der Steuertatbestand verwirklicht wird.

§10
Falligkeit der Steuer
Die Steuerschuld ist mit der auf das Kalenderjahr entfallenden Steuer fallig am 15. Februar eines jeden Kalenderjahres, friihes-
tens jedoch einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheids.

§11
Anzeigepflichten
(1) Wer einen Uber vier Monate alten Hund halt, muss ihn innerhalb eines Monats nach Anschaffung unter Angabe von Herkunft,
Alter und Rasse sowie unter Angabe, ob die Hundehaltung zu einem Zweck im Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls
unter Vorlage geeigneter Nachweise der Gemeinde melden.

(2) Wer einen unter vier Monate alten Hund halt, muss ihn innerhalb eines Monats nach Vollendung des vierten Lebensmonats
des Hundes unter Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter Angabe, ob die Hundehaltung zu einem Zweck im
Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter Vorlage geeigneter Nachweise der Gemeinde melden.

(3) 'Zur Kennzeichnung eines jeden angemeldeten Hundes gibt die Gemeinde eine Hundesteuermarke aus, die der Hund au-
Rerhalb der Wohnung des Hundehalters oder seines umfriedeten Grundbesitzes stets tragen muss. 2Der Hundehalter ist
verpflichtet, einem Beauftragten der Gemeinde die Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen; werden andere Personen als
der Hundehalter mit dem Hund angetroffen, sind auch diese Personen hierzu verpflichtet.

(4) 'Der steuerpflichtige Hundehalter (§ 3) soll den Hund innerhalb eines Monats bei der Gemeinde abmelden, wenn er ihn
verauRert oder sonst abgeschafft hat, wenn der Hund abhandengekommen oder verendet ist oder wenn der Halter aus der
Gemeinde weggezogen ist. 2Mit der Abmeldung des Hundes ist die noch vorhandene Hundesteuermarke an die Gemeinde
zurlickzugeben.

(5) Fallen die Voraussetzungen fir eine Steuerbefreiung oder Steuerermafligung weg, ist das der Gemeinde innerhalb eines
Monats nach Wegfall anzuzeigen.

§12
Inkrafttreten

(1) Diese Hundesteuersatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2023 tritt die Hundesteuersatzung vom 16. Oktober 1980, geandert durch Satzungen vom 15.
Oktober 2001 und 24. Mai 2006, auer Kraft.

Bayerisch Gmain, den 19. Dezember 2023
Gemeinde Bayerisch Gmain

Armin Wierer, Erster Blrgermeister
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Bek. Nr. 14
Gemeinde Bischofswiesen

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);
Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 ,,Klinik Schonsicht*
an der OberkilbersteinstraBBe in Bischofswiesen-StanggaR
Bekanntgabe der Beteiligung der Offentlichkeit gemiR § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Gemeinderat Bischofswiesen hat am 24.01.2023 in seiner 6ffentlichen Sitzung beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 55
»Klinik Schonsicht“ an der OberkélbersteinstraBe in Bischofswiesen-StanggaR, der am 29.08.2023 amtlich bekannt ge-
macht wurde, neu aufzustellen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachfolgenden Lageplan ersichtlich.

Im Geltungsbereich soll die bestehende Klinik Schénsicht saniert und erweitert werden. Eine Anderung des Flachennutzungspla-
nes erfolgt nicht, da zeitgleich die Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes erfolgt und diese voraussichtlich vor Abschluss
des Bebauungsplanverfahrens abgeschlossen wird.

Der Gemeinderat hat am 24.01.2023 von den Bebauungsplanunterlagen Kenntnis genommen sowie die friihzeitige Offentlich-
keitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und die frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Be-
lange gemaR § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB und die friihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen
Trager oOffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom 30.08.2023 bis zum 04.10.2023 bzw. mit Schreiben
vom 24.08.2023 statt. Auf Grundlage der eingegangenen Stellungnahmen wurde die Planung mit den zugehdrigen Unterlagen
liberarbeitet und ergénzt. Der Gemeinderat hat am 19.12.2023 den (iberarbeiteten Entwurf gebilligt und die Beteiligung der Of-
fentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und der Behorden sowie sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB
beschlossen.

Zum Entwurf BEBAUUNGSPLAN Nr. 55 ,SO Klinik Schénsicht” mit integriertem Griinordnungsplan liegen
folgende umweltbezogene Informationen vor:

-478-



Schutzgut

Art der Information

Konflikte, Details

Arten und Biotope

Biotopkartierung

keine kartierten Biotope innerhalb der B-

Planflache

Schutzgebiete

eine Teilflache liegt im Landschaftsschutzgebiet
,Rostwald/Stanggal3“. Sie wird nicht
beeintrachtigt. Liegt in der Entwicklungsregion

Biospharenregion Berchtesgadener Land

Die Flache liegt nicht innerhalb des
Nationalparks, nicht innerhalb eines
\Vogelschutzgebietes, nicht innerhalb eines
Naturschutzgebietes und nicht innerhalb einer
ABSP-Flache.

Waldfunktionsplan

Flache ist zum Teil als Erholungswald

Artenschutzrechtliche Berichte

(saP) zu den geplanten

Bauvorhaben

es sind keine schutzwiirdigen Arten betroffen

Bestandsaufnahme

Umweltbericht

Bestandsnutzungen wurden erfasst,
Wiesenflachen wurden gemaR Kartierschliissel
Biotopkartierung auf Schutzwirdigkeit nach
§30 BNatSchG / Art. 23 BayNatSchG

untersucht: keine Schutzwirdigkeit

Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung
(Umweltbericht)

Darstellung und Wertung des Eingriffs unter
Beriicksichtigung insbesondere der Erkenntnisse
aus der speziellen artenschutzrechtlichen

Prifung und der Bestandsaufnahme vor Ort

Stellungnahme der Unteren
Naturschutzbehérde (ohne

Datum)

Hinweise auf noch einzuarbeitende Aussagen
zur Zauneidechse und erforderliche
Nachkartierungen der saP, auf die
Farbtemperatur der zu verwendenden
Leuchtmittel, auf erforderliche
Umweltbaubegleitung fur alle Belange des
Schutzgutes, auf die Art der
Zwischenbegriinung von Bodenmieten, auf die
zu verwendenden Pflanzen und deren
Herkunfte, auf das noch zu erstellende
Pflegekonzept fir Ausgleichsflachen, auf
Natursteinmauern bzw. Gabionen. Die
Einwendungen und Hinweise wurden
entsprechend der Beschlussfassung der

Gemeinde in die Planung eingearbeitet

Stellungnahme der Unteren

Forstbehdrde vom 20.09.2023

Hinweise auf Flachendarstellung als Wald;
Beeintrachtigung von Erholungswald: keine;
Gefahreneinschatzung Waldabstand: gering;
Einwendungen und Hinweise wurden

entsprechend der Beschlussfassung der

Gemeinde in die Planung eingearbeitet
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Schutzgut Art der Information Konflikte, Details
Boden Informationen zu Geologie und Informationen zur Art der Béden und der
Bdden aus UmweltAtlas Bayern Gesteine im Untergrund
Ergebnisse eines Bodengutachtens (Dezember
2022) wurden in den Umweltbericht
eingearbeitet
Begriindung, Umweltbericht mittlere Bedeutung des Schutzgutes
Wasser UmweltAtlas Bayern; keine Uberschwemmungsgebiete und keine
Uberschwemmungsgebiete und \Wasserschutzgebiete, keine Konflikte zu
Wasserschutzgebiete erwarten
Stellungnahme LRA Hinweise zu Starkniederschlagen, Versickerung
Berchtesgadener Land SG und Nutzung von Regenwasser auf dem
Wasserrecht v. 20.09.2023 Grundstiick. Uberflutungsnachweis fiir den
stidlichen Bereich) und Regenwasserkonzept
wurden erarbeitet.
Klima und Luft Begriindung, Umweltbericht Keine Konflikte zu erwarten

Landschaftsbild

Begriindung, Umweltbericht

Geschichte der Landschaftsbildentwicklung aus

Bayernatlas Zeitreise

Mensch

Begriindung, Umweltbericht

hohe Erholungsfunktion durch Hanglage und

Aussicht, hohe Bedeutung des Schutzgutes

Stellungnahme LRA
Berchtesgadener Land SG SG
Technischer Umweltschutz vom
21.09.2023

Hinweise auf noch einzuarbeitende Aussagen
zu Larm- und Lichtimmissionen, erstere sind
dem inzwischen vorliegenden

Larmschutzgutachten zu entnehmen,

Kultur- und Sachgiiter

Bayerischer Denkmalatlas

keine Boden- oder Baudenkmale vorhanden

Begriindung, Umweltbericht

geringer Wert des Schutzgutes flr das

Planungsgebiet

Der hierzu gefertigte Satzungsentwurf einschliel3lich integriertem Griinordnungsplan samt Begriindung mit Umweltbericht vom
19.12.2023 sowie die artenschutzrechtliche Prifung vom 23.06.2023 und vom 18.12.2023, sowie das Schallgutachten mit dazu-
gehdrigen technischen Unterlagen und Richtlinien vom 08.12.2023 liegen

vom Donnerstag, 28.12.2023 - Dienstag, 30.01.2024
im Zimmer Nr. 23 der Bauabteilung im 2. Stock des Rathauses der Gemeinde Bischofswiesen, Rathausplatz 2, 83483 Bischofs-
wiesen wahrend der allgemeinen Dienststunden fir jedermanns Einsicht offentlich aus. Dabei wird Gelegenheit zur Auf3erung

und Erérterung der Planungen gegeben.

Die Auslegungsunterlagen hierzu finden Sie auch im Internet unter www.gemeinde.bischofswiesen.de (Rathaus & Biirgerservice,
offentliche Bekanntmachungen).

Wahrend der Auslegungsfrist konnen von jedermann Stellungnahmen, zu den Planunterlagenentwiirfen bei der Gemeinde Bi-
schofswiesen schriftlich oder zur Niederschrift abgeben werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung uber den Bauleitplan

unberlcksichtigt bleiben kdnnen, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen missen und deren Inhalt
fur die Rechtmaligkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.

Hinweis zum Datenschutz:

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e) Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) in Verbindung mit § 3 BauGB und dem Bayerischen Datenschutzgesetz (BayDSG). Sofern Sie Ihre Stellung-
nahme ohne Absenderabgabe abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung iber das Ergebnis der Prifung. Weitere Informationen
entnehmen Sie bitte dem Formblatt ,Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren® das ebenfalls 6ffent-
lich ausliegt.

Bischofswiesen, den 20. Dezember 2023
Gemeinde Bischofswiesen

Thomas Weber, 1. Blirgermeister
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Bek. Nr. 15
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

3. Verordnung zur Anderung der Verordnung
tiber die Erhebung von Parkgebiihren (Parkgebiihrenverordnung - PGV)
vom 14. Dezember 2023

Die Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden erlasst als zustandige Stralenverkehrsbehdrde nach § 10 Zustandigkeitsverordnung
(ZustV) vom 16. Juni 2015 (GVBI. S. 184, BayRS 2015-1-1-V), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 19. Juli 2022 (GVBI. S.
397) in Verbindung mit § 6a StVG in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz 2003 (BGBI. | S. 310, 919), zuletzt geandert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBI. | S. 3108), folgende

3. Anderungsverordung zur Parkgebiihrenverordnung

§1

Die Verordnung der Gemeinde Ramsau bei Berchtesgaden uber die Erhebung von Parkgebuhren (Parkgebtihrenverordnung -
PGV) vom 10. November 2021, verdffentlicht im Amtsblatt Nr. 51 vom 21. Dezember 2021, in der Fassung der 2. Anderungsver-
ordnung vom 17.05.2023, veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 21 vom 23. Mai 2023 wird wie folgt geandert:

§ 2 erhilt folgende Fassung:
Die Verordnung gilt fir folgende 6ffentliche Parkplatze:

Wimbachparkplatz, FINrn. 952/48, 952/50, Gemarkung Ramsau und FINr. 99, Gemarkung Ramsauer Forst;
Parkplatz Neuhausenbriicke, FINr. 952/10, Gemarkung Ramsau;

Parkplatz Pfeiffenmacherbriicke, FINr. 17, Gemarkung Ramsauer Forst;

Parkplatz Seeklause Hintersee, FINr. 5, Gemarkung Ramsauer Forst;

Parkplatz Hirschbichlistral3e, FINrn. 1338/15, 1338/16, 1338/11, Gemarkung Ramsau

Parkplatz Hintersee Westufer, FINr. 1337/2, Gemarkung Ramsau

Parkplatz Wachterl, FINr. 4, Gemarkung Forst Taubensee

taglich in der Zeit von 00.00 Uhr bis 24.00 Uhr.

Auf den Parkplatzen Neuhausenbriicke, FINr. 952/10 Gemarkung Ramsau und Hintersee Westufer, Flur-Nr. 1337/2 Gemarkung
Ramsau gilt ein generelles Parkverbot fiir Wohnmobile. Als Wohnmobile gelten Kraftfahrzeuge, die im Fahrzeugschein als solche
vermerkt sind.

§ 3 Punkt 2 erhilt folgende Fassung:

Gebilihren nach MaRlgabe dieser Verordnung kdnnen aufler liber eine Parkuhr bzw. am Parkscheinautomaten auch Uber die

Parkster App entrichtet werden, sofern ein entsprechendes System zur Entrichtung der Parkgebiihren und zur Uberwachung der
Parkzeit fur den jeweiligen Stellplatz eingerichtet und funktionsfahig ist.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Ramsau b. Berchtesgaden, den 14. Dezember 2023
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

Herbert GschoBmann, Erster Birgermeister

Bek. Nr. 16
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer fiir 2024
Gemal § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 7. August 1973 (BGBI., | S. 965) wird die Grundsteuer fur das Kalenderjahr
2024 — vorbehaltlich anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2024 - in gleicher Hohe wie im Vorjahr festgesetzt. Dies
bedeutet, dass die Steuerpflichtigen, die keinen Grundsteuerbescheid 2024 erhalten, im Kalenderjahr 2024 die gleiche Grund-
steuer wie im Kalenderjahr 2023 zu entrichten haben. Fur die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese 6ffentliche
Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen ware.
Die Grundsteuer ist zu V4 ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2024 fallig.

Die Kleinbetrage werden wie folgt fallig:

1. Am 15. August 2024 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht Ubersteigt.
2. Am 15. Februar und 15. August 2024 zu je %2 des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht Ubersteigt.

Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die Grundsteuer am 1. Juli 2024
zur Zahlung fallig.
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In jenen Féllen, in denen gegeniiber dem Vorjahr in der sachlichen oder persénlichen Steuerpflicht Anderungen eintreten, wird
von Amts wegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer Grundsteuerbe-
scheid 2024 zugestellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrdStG) in Hohe der
bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder
unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden, schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fur den Schriftformersatz
zugelassenen Form.

1.  Wenn Widerspruch eingelegt wird,

ist der Widerspruch einzulegen bei
Gemeinde Ramsau
Im Tal 2
83486 Ramsau

Sollte Gber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann
Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Miinchen, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Miinchen, Hausan-
schrift: Bayerstraf3e 30, 80335 Miinchen erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einle-
gung des Widerspruchs erhoben werden, aufer wenn wegen besonderer Umstande des Falles eine kiirzere Frist geboten
ist. Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene
Bescheid soll in Abschrift beigefiigt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Ein-
reichung zur Niederschrift Abschriften fiir die tGbrigen Beteiligten beigefligt werden.

2.  Wenn unmittelbar Klage erhoben wird,

ist die Klage bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht Miinchen
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: BayerstrafRe 30, 80335 Miinchen

zu erheben. Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der
angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen bei schriftlicher Einreichung
oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften fiir die Gbrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nahere
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetprasenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfilhrung der Verwaltungsge-
richtsordnung vom 22.6.2007 (GVBI 13/2007) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsver-
fahren eingefiihrt, das eine Wahlmdglichkeit eréffnet zwischen der Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. Fir
mehrere gemeinsame Adressaten eines Bescheids setzt die unmittelbare Klageerhebung die Zustimmung aller Betroffenen vo-
raus. Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bihr fallig.

Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Wirksamkeit dieses Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die Einziehung
der angeforderten Abgabe nicht aufgehalten.

Bei einem erfolgreichen Widerspruch entstehen dem Widerspruchsflhrer keine Kosten; ist der Widerspruch erfolglos oder wird
er zurlickgenommen, hat derjenige, der den Widerspruch eingelegt hat, die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen.
Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insbesondere die Ein-
ziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten.

Ramsau, den 18. Dezember 2023
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

Herbert GschoBmann, Erster Biirgermeister

Bek. Nr. 17
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

1. Satzung zur Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung
zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde Ramsau bei Berchtesgaden -BGS/WAS-
vom 31.03.2021

Auf Grund von Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlasst die Gemeinde Ramsau bei Berchtesgaden folgende

1. Anderungssatzung der Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Wasserabgabesatzung der Gemeinde Ramsau bei
Berchtesgaden vom 31. Marz 2021 (verdffentlicht im Amtsblatt Nr. 14 vom 6. April 2021)

§ 1 Anderung

Der § 10 Verbrauchsgebuhr erhalt in den Absatzen 1 und 3 folgende Fassung:
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(1) Die Verbrauchsgebuhr wird nach MaRRgabe der nachfolgenden Abséatze nach der Menge des aus der Wasserversorgungs-
einrichtung entnommenen Wassers berechnet. Die Gebuhr betragt 2,90 € (netto) pro Kubikmeter entnommenen Wassers.

(3) Wird ein Bauwasserzahler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzahler verwendet, betragt die Gebuhr 2,90 € (netto) pro
Kubikmeter entnommenen Wassers. Zusatzlich wird eine Pauschale in Hohe von 15,00 € je Bauwasseranschluss in Rech-
nung gestellt.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Anderungssatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Ramsau b. Berchtesgaden, den 14. Dezember 2023

Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

Herbert GschoBmann, Erster Biirgermeister

Bek. Nr. 18
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

1. Satzung zur Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung
zur Entwéasserungssatzung der Gemeinde Ramsau bei Berchtesgaden -BGS/EWS-
vom 31.03.2021

Auf Grund von Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlasst die Gemeinde Ramsau bei Berchtesgaden folgende

1. Anderungssatzung der Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Entwisserungssatzung der Gemeinde Ramsau bei
Berchtesgaden vom 31. Marz 2021 (verdffentlicht im Amtsblatt Nr. 14 vom 6. April 2021)

§ 1 Anderung

Der § 10 Einleitegebuhr erhalt im Absatz 1 folgende Fassung:

(1) Die Einleitegebihr wird nach MaRgabe der nachfolgenden Abséatze nach der Menge der Abwasser berechnet, die der Ent-
wasserungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstiicken zugefiihrt werden. Die Gebuhr betragt 3,51 € pro Kubikme-
ter Abwasser.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Anderungssatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Ramsau b. Berchtesgaden, den 14.Dezember 2023

Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden

Herbert GschoBmann, Erster Biirgermeister

Bek. Nr. 19

Gemeinde Saaldorf-Surheim

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
fiir die 20. Anderung des Bebauungsplans ,,Obersurheim*
gemaR § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB)

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Saaldorf-Surheim hat in der Sitzung am 12.12.2023 den Bebauungsplan ,Surheim
Nordost* in der Fassung vom 12.12.2023 als Satzung beschlossen. Der Geltungsbereich umfasst einen ca. 3,6 ha groRen Bereich
entlang der Stralen Am Kirchfeld und Pfarrweg sowie den sudlichsten Teil von Gerspoint wie aus dem nachstehenden Lageplan
(ohne Malstab) ersichtlich.

-483-



1 J= -

-y i
- Lo T |- S g/

N | =ms ey
| g | .

‘V J’.
Iyllm 7_‘

3
|

ull B ]

Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemaf § 10 Abs. 3 BauGB ortsublich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachunag tritt die
der Bebauungsplan in Kraft.

Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begriindung im Rathaus der Gemeinde Saaldorf-Surheim, Moosweg 2, 83416 Saal-
dorf, Zimmer 10 wahrend der allgemeinen Dienststunden einsehen und ber den Inhalt Auskunft verlangen.

Auf die Voraussetzungen fir die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln der
Abwagung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. eine unter Berlicksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften tiber das Verhéltnis des Be-
bauungsplans und des Flachennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs und

4. nach § 214 Abs. 2a BauGB im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegeniiber der Gemeinde Saal-
dorf-Surheim geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begriinden soll, ist darzu-
legen.

AuRerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erléschen Entscha-
digungsanspriiche fir nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermdgensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermdgensnachteile eingetreten sind, die Falligkeit des Anspruches herbeigefiihrt
wird.

Saaldorf, den 18. Dezember 2023
Gemeinde Saaldorf-Surheim

Andreas Buchwinkler, Erster Burgermeister

Bek.-Nr. 20
Gemeinde Schonau a. Konigssee

Grundsteuer 2024

Gemal § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 07. August 1973 (BGBI.,I S. 965) wird die Grundsteuer fur das Kalenderjahr
2024 — vorbehaltlich anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2024 — in gleicher Hohe wie im Kalenderjahr 2023 fest-
gesetzt. Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2024 erhalten, im Kalenderjahr 2024
die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben. Fur die Steuerschuldner treten mit dem heutigen Tag durch diese
offentliche Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid zugegan-
gen ware.

Die Grundsteuer ist zu Y4 ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 2024 fallig.
Kleinbetrage werden wie folgt fallig:
1. Am 15. August 2024 der Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 Euro nicht Ubersteigt;

2. Am 15. Februar und 15. August 2024 zu je %z des Jahresbetrages, wenn dieser 30,00 Euro nicht tUbersteigt.
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Hat der Steuerschuldner selbst die Zahlung der Grundsteuer in einem Jahresbetrag beantragt, ist die
Grundsteuer am 01. Juli 2024 zur Zahlung fallig.

In jenen Féllen, in denen gegeniiber dem Vorjahr in der sachlichen oder persénlichen Steuerpflicht Anderungen eintreten, wird
von Amtswegen nach Erlass des Grundsteuermessbescheides durch das Finanzamt Berchtesgaden ein neuer Grundsteuerbe-
scheid 2024 erstellt. Bis zum Ergehen dieses neuen Steuerbescheides sind Vorauszahlungen (§ 29 GrStG) in der Héhe der
bisherigen Grundsteuerzahlung weiter zu entrichten.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder
unmittelbar Klage erhoben werden (siehe 2.).

1.

Wenn Widerspruch eingelegt wird:

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen bei Gemeinde Schénau a. Kénigssee, Rathausplatz 1, 83471
Schoénau a. Kénigssee. Sollte Gber den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht ent-
schieden werden, so kann Klage bei dem Bayer. Verwaltungsgericht Mliinchen, Bayerstr. 30, 80335 Miinchen schriftlich oder
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéaftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf
von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, auBer wenn wegen besonderer Umsténde des
Falles eine kiirzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Klager, den Beklagten Gemeinde Schénau a. Kénigssee und den
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtenen Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt
werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die tGbrigen Beteiligten beigefligt werden.

Wenn unmittelbar Klage erhoben wird:

Die Klage ist bei dem Bayer. Verwaltungsgericht Miinchen, Bayernstr. 30, 80335 Miinchen schriftlich oder zur Niederschrift
des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den Klager, den Beklagten Gemeinde
Schonau a. Koénigssee und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift
oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die tGbrigen Beteiligten beigefiigt
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Ausfiihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.6.2007 (GVBI
13/2007) wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingefiihrt, das eine
WahIméglichkeit eréffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung.

Die Widerspruchseinlegung und Klageerhebung in elektronischer Form (z.B. durch E-Mail) ist unzulassig.

Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1.7.2004 grundsatzlich ein Gebuhrenvor-
schuss zu entrichten.

Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Wirksamkeit dieser Bekanntmachung nicht gehemmt, insbesondere
die Einziehung der angeforderten Grundsteuer nicht aufgehalten.

Schonau a. Kénigssee, den 24. November 2023
Gemeinde Schonau a. Kdnigssee

Hannes Rasp, Erster Blrgermeister

Bek. Nr. 21

Gemeinde Schonau a. Kénigssee

Aufstellung eines Bebauungsplans ,,Hirschenweg/Im Hochwald“
fiir das Grundstiick Hirschenweg 3
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 S. 2 BauGB

Der Gemeinderat der Gemeinde Schonau a. Konigssee hat in seiner Sitzung vom 12.12.2023 gemal § 2 Abs. 1 BauGB die
Aufstellung eines Bebauungsplans fiir das Grundstiick Hirschenweg 3, Finr. 704/6, Gmrk. Schoénau, beschlossen. Der Aufstel-
lungsbeschluss wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Der Geltungsbereich umfasst das o. g. Grundstlick und ist aus nachfolgendem Lageplan ersichtlich:
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MaBstab 1:1000
“ Erstellt von: Hr. Lochner 27.11.2023

Der Lageplan vom 27.11.23 mit Kennzeichnung der Abgrenzung des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist Be-
standteil des Beschlusses (siehe beigefligten Lageplan).

Der raumliche Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplans kann im Rathaus der Gemeinde Schénau a. Kénigssee,
Rathausplatz 1, 83471 Schonau a. Kénigssee, 1. Obergeschoss, Bauamt, Zimmer 103 wahrend der allgemeinen Dienststunden
(von Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, Dienstag zusatzlich von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr und am Donnerstag
zusatzlich von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr) eingesehen werden.

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt.

Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung ist die Steuerung der baulichen Entwicklung im Planungsgebiet.

Hinweis: Fiir den Bereich wird auRerdem eine Veranderungssperre gemal § 14 BauGB erlassen (separate Bekanntmachung).
Schoénau a. Kénigssee, den 18. Dezember 2023

Gemeinde Schonau a. Konigssee

Hannes Rasp, Erster Biirgermeister
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Bek. Nr. 22

Gemeinde Schonau a. Kénigssee

Erlass einer Veranderungssperre fiir das Gebiet
des Bebauungsplans ,,Hirschenweg/Im Hochwald“

Aufgrund des Art. 23 der Gemeindeordnung fiir den Freistaat Bayern (GO) und der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB)
hat der Gemeinderat zur Sicherung der Planung fiir den Geltungsbereich des kiinftigen Bebauungsplans ,Hirschenweg/Im Hoch-
wald“ folgende Veranderungssperre als Satzung beschlossen:

Satzung
Uber die Veranderungssperre fur den Geltungsbereich des kinftigen Bebauungsplans ,Hirschenweg/Im Hochwald®

§1
Zu sichernde Planung

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 12.12.2023 beschlossen, fir das in § 2 bezeichnete Gebiet den Bebauungsplan
»Hirschenweg/Im Hochwald“ aufzustellen. Zur Sicherung der Planung fiir dieses Gebiet wird diese Veranderungssperre erlassen.

§2
Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der Veranderungssperre ist in dem beigefiigten Lageplan vom 28.11.2023, M 1 : 1.000, welcher
als Anlage zur Veranderungssperre Bestandteil dieser Satzung ist, schwarz umrandet dargestellt.

§3
Rechtswirkungen der Veranderungssperre

(1) Im raumlichen Geltungsbereich der Veranderungssperre diirfen
- Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefiihrt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

- erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstiicken und baulichen Anlagen, deren Verande-
rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

(2) Wenn Uberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veranderungssperre eine Ausnahme zugelas-
sen werden.

(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die
Gemeinde nach MaRRgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausfiihrung vor dem Inkrafttreten der
Veranderungssperre hatte begonnen werden dirfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfiihrung einer bisher ausge-
Ubten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht berihrt.

§4
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten der Verdnderungssperre

Diese Veranderungssperre tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt nach Ablauf von zwei Jahren auler Kraft. Auf die
Zweijahresfrist ist der seit der Zustellung der ersten Zuriickstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB abgelaufene
Zeitraum anzurechnen. Die Veranderungssperre tritt in jedem Fall auBer Kraft, sobald und soweit furr ihren Geltungsbereich die
gemeindliche Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist.

Hinweise:

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB Uber die Geltendmachung etwaiger Entschadigungsanspriiche fur
eingetretene Vermdgensnachteile durch die Veranderungssperre nach § 18 BauGB und des § 18 Abs. 3 BauGB uber das Erl6-
schen der Entschadigungsanspriiche bei nicht fristgemaRer Geltendmachung wird hingewiesen.

Anlage: Lageplan mit Geltungsbereich vom 28.11.23

Schoénau a. Kénigssee, den 18. Dezember 2023

Gemeinde Schonau a. Konigssee

Hannes Rasp, Erster Blrgermeister
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Bek. Nr. 23
Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe

Satzung iiber die Erhebung von Verwaltungskosten
fiir Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Surgruppe

-Kostensatzung-
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe erlasst aufgrund von Art. 20 des Kostengesetzes in Verbindung mit Art.

22 Absatz 2 des Gesetzes Uber die kommunale Zusammenarbeit folgende Satzung Uber die Erhebung von Verwaltungskosten
im eigenen Wirkungskreis:

§1

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe erhebt fir Tatigkeiten im eigenen Wirkungskreis, die er in Ausiibung
hoheitlicher Gewalt vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Geblhren und Auslagen).

§2
Die Héhe der Gebiihren bemisst sich nach dem Kostenverzeichnis (Kommunales Kostenverzeichnis, KommKVz), das Anlage zu
dieser Satzung ist. Fir Amtshandlungen, die nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, wird eine Geblhr erhoben, die nach im

Kostenverzeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshandlungen zu bemessen ist. Fehlt eine vergleichbare Amtshandlung, betragt
die Gebuhr funf bis finfundzwanzigtausend Euro.

§3
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kostensatzung vom 02.05.1995 (veroffentlicht

im Amtsblatt Nr. 21 vom 23.05.1995 des Landkreises Berchtesgadener Land), zuletzt gedndert am 07.03.2001 (verdffentlicht im
Amtsblatt Nr. 16 vom 17.04.2001 des Landkreises Berchtesgadener Land) aulRer Kraft.

Teisendorf, den 13. Dezember 2023
Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe

Thomas Gasser, Verbandsvorsitzender

Anlage zur Kostensatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Surgruppe vom 13.12.2023.

Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz)

Tarif- Tarif- Gegenstand Gebiihr in Euro
gruppe Nr.
0 Allgemeine Verwaltung
00 Allgemeine Amtshandlungen
000 Anordnungen fiir den Einzelfall 15 bis 600 €
001 Beglaubigungen
Beglaubigungen von Abschriften, Fotokopien und dgl. von ei-
genen, dem eigenen Wirkungskreis zuzurechnenden Urkun-
den

1. wenn die zu beglaubigenden Abschriften, Fotokopien und | 0,75 € je angefangene Seite bis zu

dgl. nicht vom Zweckverband selbst hergestellt sind der, fur die Erteilung des Originals
vorgesehenen Gebihr, mindestens
5€.

2. wenn die zu beglaubigenden Abschriften, Fotokopien und | 5 € im Einzelfall
dgl. vom Zweckverband selbst hergestellt sind

Werden mehrere Abschriften, Foto-
kopien und dgl. gleichzeitig beglau-
bigt, kann die Gebuhr pro Beglaubi-
gung auf die Halfte ermaRigt wer-
den.
002 Bescheinigungen:
Erteilung einer Bescheinigung 5bis 75 €
003 Einsicht in Akten und amtliche Biicher:
Einsicht in Akten und Blicher, soweit diese nicht in einem ge- | 0,75 € je Akte oder Buch, mindes-
buhrenpflichtigen Verfahren gewahrt wird. tens 5 €
Die Gebuhr erhéht sich um die Halfte, wenn seit dem Ab-
schluss der Akten oder Bucher mehr als zehn Jahre vergangen
sind. Gebuhrenfrei ist die Einsicht in Rechtsvorschriften, Fla-
chennutzungspléne und dhnliche fiir die Unterrichtung der Of-
fentlichkeit bestimmte Schriftstiicke oder Plane.
004 Fristverlangerungen:

1. Verlangerung einer Frist, deren Ablauf einen neuen Antrag | 10 — 25 % der fur die Genehmigung,
auf Erteilung einer geblhrenpflichtigen Genehmigung, Er- | Erlaubnis oder Bewilligung vorgese-
laubnis oder Bewilligung erforderlich machen wiirde henen Gebiihr, mindestens 5 €.

R. Fristverlangerungen in anderen Fallen 5 bis 60 €
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005 Zweitschriften:
Erteilung einer Zweitschrift 10 bis 50 % der fur die Erstschrift
vorgesehenen Gebihr, mindestens
15 €. Ist die Erteilung der Erstschrift
gebuhrenfrei, so betragt die Gebuhr
0,50 € je angefangene Seite, min-
destens aber 15 €.
006 Niederschriften 7,50 bis 75 € fiur jede angefangene
Stunde
02 Hauptverwaltung
021 Amtshandlungen im Vollstreckungsverfahren
1. Androhung von Zwangsmitteln (Art. 36 VwWZVG), soweit sie | 12,50 bis 150 €
nicht mit dem Verwaltungsakt verbunden ist, durch den die
Handlung, Duldung oder Unterlassung aufgegeben wird
P. Anwendung der Zwangsmittel Ersatzvornahme (Art. 32, 35 | 50 bis 2.500 €
VwZVG) oder unmittelbarer Zwang (Art. 34, 35 VwZVG)
B. Pfandungsbeschluss gemal Art. 26 Abs. 5 VWZVG 1 Pfandungsgebihr nach § 339 Abs.
4 Abgabenordnung (AO 1977)
k. Entscheidung lber unzulassige oder unbegriindete Einwen-
dungen gegen die Vollstreckung, die den zu vollstreckenden
Anspruch betreffen (Art. 21 VwZVG).
4.1 bei Geldanspriichen 50 % der Pfandungsgebuhr nach §
339 Abs. 4 AO 1977, mindestens 10
€
4.2 sonst 12,50 bis 200 €
03 Finanzverwaltung
031 Anmahnung riickstandiger Betrége 5 bis 150 €
7 Offentliche Einrichtungen
70 Allgemeine Amtshandlungen
700 (Teil-)Befreiung vom Anschluss- und / oder Benutzungszwang | 10 bis 400 €
701 Erlaubnis- oder Ausnahmebewilligung aufgrund einer Satzung | 10 bis 1.250 €
702 Nachtragliche Auflagen, Ricknahme beziehungsweise Wider- | 10 bis 600 €
ruf einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung nach Tarif Nr.
701
703 Anordnung zur Erfillung einer satzungsmaRigen Verpflichtung | 10 bis 600 €
Besondere Amtshandlungen
8 81 Wasserversorgung
810 Anordnung der Wassersperre 10 bis 150 €
811 Genehmigung der Wasserabgabe fiir vorlibergehende Zwe- | 10 bis 150 €
cke nach § 17 WAS
812 Beschrankung der Benutzungspflicht auf Antrag nach § 7 WAS | 10 bis 1.250 €
813 Zulassung und Uberpriifung der Anlagen des Grundstiicksei- | 10 bis 300 €
gentiimers nach § 11 WAS
814 Zulassung von Ausnahmen nach § 11 Abs. 6 WAS 10 bis 300 €
815 Anordnung fiir den Einzelfall nach § 25 WAS 10 bis 300 €
816 Anordnung der Mangelbeseitigung nach § 12 Abs. 1 WAS 30 bis 300 €
817 Wiederholte Aufforderung zur Zutrittsgewahrung wegen Zah- | 30 bis 300 €
lerwechsel
818 Ldschwasserauskiinfte 25 bis 300 €
Bek. Nr. 24

Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe

Satzung zur Anderung der Wasserabgabesatzung

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) erlasst der Zweckverband
zur Wasserversorgung der Surgruppe folgende

Satzung

zur Anderung der Wasserabgabesatzung vom 01.08.1990 (verdffentlicht im Amtsblatt Nr. 34 vom 21.08.1990 des Landkreises
Berchtesgadener Land), zuletzt gedndert mit Satzung vom 16.12.2010 (verdffentlicht im Amtsblatt Nr. 4 vom 25.01.2011 des
Landkreises Berchtesgadener Land).

- §1
Anderung

Der § 10 erhalt folgende Fassung:
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§10
Anlage des Grundstiickseigentiimers

(1) Der Grundstiickseigentimer ist verpflichtet, fir die ordnungsgemafie Errichtung, Erweiterung, Anderung und Unterhaltung
der Anlage von der Ubergabestelle ab zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet oder sonst
zur Benutzung uberlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behérdlicher Bestim-
mungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, gedndert und unterhalten werden. Anlage und
Verbrauchseinrichtungen miissen so beschaffen sein, dass Stérungen anderer Abnehmer oder der 6ffentlichen Versorgungs-
einrichtungen sowie Rickwirkungen auf die Gite des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss wasserverbrau-
chender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstiickseigentiimers.

(3) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzahler befinden, kénnen plombiert werden. Ebenso kénnen Anlagenteile, die zur An-
lage des Grundstlickseigentliimers gehoéren, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung
zu gewahrleisten. Die daflr erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des Zweckverbandes zu veranlas-
sen.

Der § 21 erhalt folgende Fassung:

§21
Nachpriifung der Wasserzahler

(1) Der Grundstiickseigentiimer kann jederzeit die Nachpriifung der Wasserzahler durch eine Eichbehdérde oder eine staatlich
anerkannte Prifstelle im Sinne des § 40 Absatz 3 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstiickseigentiimer
den Antrag auf Priifung nicht beim Zweckverband, so hat er diesen vor Antragstellung zu benachrichtigen.

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachprifung der Wasserzahler nur nachzukommen, wenn der Grundstiick-
seigentimer sich verpflichtet, die Kosten zu tibernehmen, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht
Uberschreitet.

§2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Teisendorf, den 13.12.2023
Zweckverband zur Wasserversorgung der Surgruppe

Thomas Gasser, Verbandsvorsitzender

-491-



	Wirtschaftsführung und Rechnungswesen
	Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs
	Gemeinde Bayerisch Gmain
	Grundsteuer für 2024

